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Von: Reim, Svenja
An: Reim, Svenja
Cc: Kreher, Petra; Höld, Susanne; Schwind, Silvia; Loth, Anika; Nagel, Franz
Bcc: Adelberg, allgemein; Adelberg, Steeb; Aichelberg, Eisele; Aichelberg, Größl; Alberhausen, allgemein;


Albershausen, Reza; Bad Boll, allgemein; Bad Boll, Gunzenhauser; Bad Ditzenbach, allgemein; Bad
Ditzenbach, Rosenberger; Bad Überkingen, allgemein; Bad Überkingen, Stütz; Birenbach, allgemein;
Böhmenkirch; Böhmenkirch, Ihring; Böhmenkirch, Lenz; Börtlingen, allgemein; Börtlingen, allgemein2;
Börtlingen, Catenazzo; Deggingen, allgemein; Deggingen, Ehlers; Donzdorf, allgemein; Donzdorf, Neufer;
Drackenstein, Maute; Dürnau, allgemein; Dürnau, Bärtle; Ebersbach, Deckenbach; Ebersbach, Pade;
Eislingen, Kutschera; Eislingen, Ordnungsamt; Eislingen, Reifenschweiler; Eschenbach, Rathaus;
Eschenbach, Slawinski; Gammelshausen, allgemein; Gammelshausen, Göhl; Geislingen, allgemein;
Geislingen, Theiner; Gingen, allgemein; Gingen, Friedel; Gingen, Manz; Gingen, Zimmerer; Göppingen,
Mühlig; Göppingen, Stadtverwaltung; Gruibingen, allgemein; Gruibingen, Rehm; Hattenhofen, Baar;
Hattenhofen, Schubert; Heiningen, allgemein; Heiningen, Dill; Hohenstadt, Hofele; Hohenstadt, Rieborth;
Kuchen, allgemein; Lauterstein, allgemein; Lauterstein, Barth; Mühlhausen, allgemein; Mühlhausen, Küfer;
Mühlhausen, Schäfer; Ottenbach, allgemein; Ottenbach, Schleicher; Rechberghausen, allgemein;
Rechberghausen, Dill; Rechberghausen, Riegel; Reichenbach; Salach, allgemein; Salach, Russ; Schlat,
allgemein; Schlat, Wolff; Schlierbach, allgemein; Schlierbach, Rapp; Süßen, allgemein; Süßen, Groß; Süßen,
Witt; Uhingen, allgemein; Uhingen, Flöter; Wangen, allgemein; Wangen, Feldmann; Wangen, Haas;
Wangen, Meyer; Wangen, Mobilia; Wangen, Schrenk; Wäschenbeuren, allgemein; Wäschenbeuren, Funk;
Wiesensteig, Allgaier; Wiesensteig, allgemein; Wiesensteig, Rommel; Zell, allgemein; Zell, Wiedmann


Betreff: Landtagswahl 2021: Gemeinsame Hinweise der Landeswahlleitung und des Innenministeriums mit Anlagen
Datum: Freitag, 14. August 2020 13:28:12
Anlagen: Anlage 1-Handreichung Wahlbeobachtung Stand 22.7.2020.PDF


Anlage 2 E-Mail vom 15.05.2020 (Corona-Pandemie, Aufstellungsverfahren).PDF
Gemeinsame Hinweise der Landeswahlleiterin und des IM zur Landtagswahl 2021.PDF


Sehr geehrte Damen und Herren,
 
als Anlage sende ich Ihnen die gemeinsamen Hinweise der Landeswahlleiterin und des
Innenministeriums zur Landtagswahl 2021 zu.
Die Landeswahlleitung hat uns nach Übersendung der gemeinsamen Hinweise darüber informiert,
dass sich in das Dokument ein
Fehler eingeschlichen hat und um Korrektur gebeten.
 
In der beigefügten Datei „Gemeinsame Hinweise der Landeswahlleiterin und des IM zur
Landtagswahl 2021“ habe ich den betroffenen Passus
farblich markiert und die Korrektur in einem PDF-Kommentar hinterlegt.
Sollten Sie keine Möglichkeit haben, PDF-Kommentare zu lesen, weise ich Sie zusätzlich
nachstehend auf die Änderung hin:
 
Der Änderungsbedarf befindet sich bei den Erläuterungen zu Ziffer 8.4 Gruppenauskünfte an
Wahlvorschlagsträger nach § 50 BMG.
Dort müsste im letzten Absatz auf Seite 28 (oben) nicht auf „Artikel 4 Absatz 5 lit. C) DSGVO,
sondern auf „Artikel 14 Abs. 5 lit c) DSGVO
verwiesen werden.
 
Die gemeinsamen Hinweise beinhalten wichtige Informationen zur bevorstehenden Wahl (z. B. zur
Wahlhandlung, zur Ermittlung des Wahlergebnisses o.ä.).
Sie können auch bei bestimmten Fragestellungen rund um die Wahl unterstützen. Wir bitten um
Beachtung der gemeinsamen Hinweise.
 
Bitte beachten Sie insbesondere folgende Punkte:


·         Änderungen des Wahlrechts seit der Landtagswahl 2016


·         Verbot, dass Personen mehreren Wahlorganen angehören


·         Besonderheiten Corona-Pandemie (z. B. Auswahl Wahlräume unter Beachtung der
Möglichkeit zur Einhaltung des Sicherheitsabstands)


·         Bitte an die Gemeinden, umfassende Schulungen für Wahlvorsteher anzubieten und diese
vorzubereiten (siehe 4.3.1)


·         Stichtage und Fristen (z. B. auf Eintragung ins Wählerverzeichnis von Amts wegen,
Bekanntmachungen, Einsichtnahme ins Wählerverzeichnis)


·         Empfehlung an Gemeinden, wenn LtW und BM-Wahl in diesen auf denselben Tag fallen
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  Anlage 1 (zu 13.4) 
  Stand: 22.7.2020 



Handreichung zur Wahlbeobachtung bei der Landtagswahl 2021 
 
Die Öffentlichkeit der Wahl ist ein wichtiges Wahlrechtsprinzip. Deshalb sehen die Regelungen im 
Landtagswahlrecht vor, dass die Wahlhandlung und die Auszählung der Wahl so transparent wie mög-
lich ablaufen müssen (§ 34 Absatz 1 LWG). Es besteht für jedermann die Möglichkeit, sich von der 
ordnungsgemäßen Abwicklung der Wahl vor Ort ein Bild zu machen. Diese Möglichkeit ist auf die 
Beobachtung beschränkt. Diese Grundsätze gelten auch unter Pandemiebedingungen. Die Einhaltung 
eines ausreichenden Mindestabstands von 1,5 m zu allen anderen Personen (für den Fall, dass diese 
Infektionsschutzmaßnahme am Wahltag Geltung besitzt) kann dazu führen, dass abweichend von den 
normalen Kapazitäten der Zugang von Personen, die der Wahlhandlung oder der Auszählung bei-
wohnen wollen, zahlenmäßig beschränkt werden muss in Abhängigkeit zur Raumgröße. 
 
Grundsätzlich gilt: Die Mitglieder des Wahlvorstandes sind nicht verpflichtet, mit beobachtenden 
Dritten in Kontakt oder Diskussionen zu treten. Soweit möglich, sollten sie sich aber für Fragen offen 
zeigen. Ggf. können Missverständnisse im – kurzen – Gespräch leicht aufgeklärt werden. Das Verhal-
ten beobachtender Dritter unterliegt Grenzen, die nicht überschritten werden dürfen.  
 



Was ist zulässig Was ist nicht zulässig 
 



 Aufenthalt auch nicht wahlberechtigter 
Personen im Wahllokal (Öffentlichkeit) 
während der gesamten Zeit von 8 Uhr bis 
zur mündlichen Ergebnisverkündung (§§ 
34, 39 LWG i.V.m. § 37 Satz 4 LWO) 



 



 



 Störungen der Ruhe und Ordnung oder 
Verzögerungen der Wahlhandlung oder 
der Auszählung (§ 34 Absatz 2 Satz 2 
LWG) 



 Wähler dürfen weder angesprochen noch 
beeinflusst werden (§ 35 Absatz 1 LWG) 



 Tragen von parteipolitischen Symbolen 
während der Wahlzeit von Personen, die 
sich länger im Wahlraum aufhalten (§ 35 
Absatz 1 LWG) 



 Wahlpropaganda 
 



 



 Entscheidungen des Wahlvorstandes 
verfolgen (§ 16 Absatz 1 LWG) 



 



 



 Eingreifen in die Entscheidungen des 
Wahlvorstandes bzw. Wahlausschusses 



 



 Ggf. generelle Fragen an den Wahlvor-
stand 



 Nachfragen, wenn eine öffentliche Be-
kanntgabe akustisch nicht verstanden 
wurde (z.B. Ergebnisverkündung) 



 



 Einsicht in das Wählerverzeichnis (§ 21 
Absatz 3 LWG, § 14 LWO, § 69 Absatz 2 
LWO, Datenschutz) 



 Abfrage von personenbezogenen Daten 
oder Auskünfte, wer bisher gewählt/ nicht 
gewählt hat (§ 34 Absatz 4 Satz 4 LWO) 



 Forderung einer Nachzählung (§ 40 Ab-
satz 2 LWG) 



 
 



 Beobachtung im Wahlraum, auch mit 
Blick auf den Auszählungstisch 



 Führen von Strichlisten während der 
Auszählung 



 Notizen über mögliche Unregelmäßig-
keiten 



 



 



 Gefährdung des Wahlgeheimnisses 
 Anfassen von Wahlunterlagen oder 



Stimmzetteln 



 Kein Recht auf Beobachtung/Teilnahme 
an der Übermittlung der Schnellmeldung 



 
 Medienberichterstattung während der 



Wahlhandlung mit Zustimmung des 
Wahlvorstandes 



 Medienberichterstattung während der 
Auszählung, Ergebnisfeststellung und 



 
 Foto- oder Filmaufnahmen durch be-



obachtende Dritte ohne Zustimmung der 
abgebildeten Personen (Recht am eige-
nen Bild), auch nicht von vermuteten Un-
regelmäßigkeiten 











mündlichen Ergebnisverkündung in Ab-
stimmung mit dem Wahlvorstand 



 



 schriftlicher Wahleinspruch beim Landtag 
innerhalb eines Monats nach der Be-
kanntmachung des endgültigen Wahler-
gebnisses im Staatsanzeiger (§ 3 Absatz 
2 LWPrG)  



 



 Wahleinspruch beim Wahlvorstand 



 
Bei Verstößen gegen die Regeln sollen beobachtende Dritte vom Wahlvorstand zunächst ermahnt 
werden. Bei einem wiederholten Verstoß oder bei einer gravierenden Störung der Wahlhandlung oder 
der Auszählung können sie des Wahllokals verwiesen werden (Ausübung des Hausrechts, § 34 Ab-
satz 2 LWG, § 6 Absatz 7 Satz 2 LWO). Ist wegen Störungen eine ordnungsgemäße Ergebnisfest-
stellung nicht möglich, ist ggf. die Auszählung bis zur Wiederherstellung der Ordnung zu unterbrechen 
(§ 41 Absatz 1 Satz 2 bis 4, § 46 Absatz 3 Satz 2 LWO). Bei erzwungener oder anderweit unabweis-
barer Unterbrechung sind alle Unterlagen einschließlich der Stimmzettel vom Wahlvorstand zu ver-
packen, zu versiegeln und unter Verschluss zu halten, bis die öffentliche Stimmenauszählung fortge-
führt werden kann. Bei nicht abstellbaren Störungen ist …. zu verständigen (Name der zuständigen 
Stelle bei der Gemeinde). Können ordnungsgemäße Zustände auch dann nicht hergestellt werden, ist 
die Polizei hinzuzuziehen. In der Niederschrift ist festzuhalten, ob und ggf. zu welchen besonderen 
Vorkommnisse es durch die Beobachtung Dritter gekommen ist (ggf. auf einem separaten Anlage-
blatt). 













Schwab, Sandra (IM) 



Von: Kühm, Rosemarie (IM) 
Gesendet: Freitag, 15. Mai 2020 21:04 
An: 01,02,03,04 Stuttgart; 01,02,03,04 Stuttgart; 01,02,03,04 Stuttgart; 



01,02,03,04 Stuttgart; 05,06 Böblingen, Leonberg; 07,08,09 Esslingen, 
Kirchheim, Nürtingen; 10,11 Göppingen, Geislingen; 10,11 Göppingen, 
Geislingen; 12,13,14 Ludwigsburg, Vaihingen, Bietigheim-Bissingen; 
15,16,17 Waiblingen, Schorndorf, Backnang; 15,16,17 Waiblingen, 
Schorndorf, Backnang; 18 BMA Heilbronn; 19,20 Eppingen, Neckarsulm; 
19,20 Eppingen, Neckarsulm; 19,20 Eppingen, Neckarsulm; 21 Hohenlohe; 
21 Hohenlohe; 22 Schwäbisch Hall; 22 Schwäbisch Hall; 22 Schwäbisch Hall; 
23 Main-Tauber; 23 Main-Tauber; 24 Heidenheim; 24 Heidenheim; 25,26 
Schw. Gmünd, Aalen; 27,28 BMA Karlsruhe; 29,30,31 Bruchsal, Bretten, 
Ettlingen; 32 Rastatt; 33 Baden-Baden; 33 Baden-Baden; 34 Heidelberg; 
35,36 BMA Mannheim; 37,39,40,41 Wiesloch, Weinheim, Schwetzingen, 
Sinsheim; 37,39,40,41 Wiesloch, Weinheim, Schwetzingen, Sinsheim; 38 
Neckar-Odenwald; 38 Neckar-Odenwald; 42 BMA Pforzheim; 42 BMA 
Pforzheim; 42 BMA Pforzheim; 43 Calw; 44 Enz; 44 Enz; 44 Enz; 45 
Freudenstadt; 45 Freudenstadt; 45 Freudenstadt; 46,48 LRA Freiburg I, 
Breisgau; 46,48 LRA Freiburg I, Breisgau; 47 BMA Freiburg II; 49 
Emmendingen; 50, 51, 52 Lahr, Offenburg, Kehl; 50,51,52 Lahr, Offenburg, 
Kehl; 50,51,52 Lahr, Offenburg, Kehl; 53 Rottweil; 54 Villingen-
Schwenningen; 55 Tuttlingen-Donaueschingen; 55 Tuttlingen-
Donaueschingen; 56,57 Konstanz, Singen; 56,57 Konstanz, Singen; 58 
Lörrach; 60,61 Reutlingen, Hechingen-Münsingen; 60,61 Reutlingen, 
Hechingen-Münsingen; 60,61 Reutlingen, Hechingen-Münsingen; 62 LRA 
Tübingen; 62 LRA Tübingen; 62 LRA Tübingen; 63 Balingen; 63 Balingen; 63 
Balingen; 64 BMA Ulm; 64 BMA Ulm; 64 BMA Ulm; 65 Ehingen; 66 Biberach; 
66 Biberach; 66 Biberach; 66 Biberach; 66 Biberach; 67 Bodensee; 67 
Bodensee; 67 Bodensee; 68,69 Wangen Ravensburg; 68,69 Wangen, 
Ravensburg; 68,69 Wangen, Ravensburg; 68,69 Wangen, Ravensburg; 70 
Sigmaringen; 70 Sigmaringen; BMA Heilbronn (Poststelle); Dr. Kleih, Björn­
Christian (LGL-Pool); ELAB LK KN (K-RPF); ELAB LK TUT (K-RPF); Heinz, 
Jochen (LGL-Pool); LRA Alb-Donau-Kreis (Poststelle); LRA Biberach 
(Poststelle); LRA Esslingen (Poststelle); LRA Konstanz (Poststelle); LRA 
Ostalbkreis (Poststelle); LRA Tuttlingen (Poststelle); LRA Waldshut 
(Poststelle); Schauder, Christoph (LGL-Pool); Wirth, Gotthard (LGL-Pool) 



Betreff: Aufstellungsversammlungen der Parteien für die Landtagswahl 2021 in 
Baden-Württemberg und Corona-Verordnung 



Anlagen: Aufstellungsversammlungen, Sehr, an Parteien.pdf; Empfehlung Parteien zu 
Infektionsschutzmaßnahmen bei Aufstellungsversammlungen.pdf 



Sehr geehrte Damen und Herren, 



nach den jüngsten Änderungen der Corona-Verordnung sind Aufstellungsversammlungen der Parteien für die 



Landtagswahl 2021 erlaubt: sie unterfallen dem Ausnahmetatbestand des § 3 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 CoronaVO, weil 



auch (nichtöffentliche) Aufstellungsversammlungen vom Schutzbereich des Art. 8 GG umfasst sind. Die Parteien 



wurden von mir heute informiert. 



Beigefügt übersende ich Ihnen dieses Musterschreiben an die Landesverbände der Parteien und Empfehlungen des 



Ministeriums für Soziales und Integration, des Ministeriums für Inneres, Digitalisierung und Migration und der 



1 











Landeswahlleiterin zu Infektionsschutzmaßnahmen bei der Durchführung von Aufstellungsversammlungen für die 



Landtagswahl mit der Bitte um Kenntnisnahme und ggf. weitere Veranlassung. 



Ich darf Sie darauf hinweisen, dass wir diese Informationen mit Schreiben an die Parteien und Empfehlungsblatt auch 



an die Regierungspräsidien mit der Bitte, die Landratsämter, Städte und Gemeinden ihres Regierungsbezirks zu 



informieren, übermittelt haben. 



Freundliche Grüße 
Cornelia Nesch 



Landeswahlleiterin 
Leiterin Referat 21-Verfassung, Parlamentswahlen, Recht 



Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration Baden-Württemberg 
Willy-Brandt-Straße 41 
70173 Stuttgart 
0711/231-3210 
la ndeswahlleiter(5) im .bwl.de " 



Informationen zum Schutz Ihrer personenbezogenen Daten finden Sie im Internet unter https://im.baden-
wuerttembera. de/datenschutz 
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Baden-Württemberg 
MINISTERIUM FÜR INNERES, DIGITALISIERUNG UND MIGRATION 



Innenministerium Baden-Württemberg »Pf. 10 34 65 • 70029 Stuttgart 



Einzelschreiben 
an Parteien 



Datum 15. Mai 2020 



Name Frau Nesch 



Durchwahl 0711-231 3210 



Aktenzeichen 2-1055.21/20 



(Bitte bei Antwort angeben) 



ä*: Aufstellungsversammlungen der Parteien für die Landtagswahl 2021 
in Baden-Württemberg 



Anlage 
Empfehlungen zu Infektionsschutzmaßnahmen 



Sehr geehrte Damen und Herren, 



der Ausbruch der Corona-Pandemie hat in den vergangenen Wochen das öffentliche 
und private Leben drastisch verändert und nahezu zum Stillstand gebracht. Nur 
schrittweise und mit Vorsicht und Bedacht sind Lockerungen der vielen bisherigen 
Verbote möglich. Davon waren und sind auch die Parteien betroffen. 



Als Ausnahme vom grundsätzlichen Verbot von Ansammlungen sind nach den jüngs­
ten Änderungen der Corona-Verordnung der Landesregierung nun Veranstaltungen, 
Ansammlungen und sonstige Zusammenkünfte erlaubt, wenn sie der Wahrnehmung 
der Versammlungsfreiheit nach Artikel 8 des Grundgesetzes zu dienen bestimmt sind. 
Von dieser Versammlungsfreiheit sind auch die Mitglieder- oder Vertreterversamm­
lungen der Parteien umfasst, in denen sie ihre Bewerber und ggf. Ersatzbewerber für 
die Landtagswahl 2021 wählen. Damit ist den Parteien einer der wichtigsten Schritte 
für die Wahlvorbereitung wieder ermöglicht. Ich rege an, die für die Aufstellungsver­
sammlungen zuständigen Gliederungen Ihrer Partei in Baden-Württemberg zu unter­
richten. 



Informationen zum Schutz Ihrer personenbezogenen Daten finden Sie unter: https://im.baden-wuerttemberg.de/datenschutz 
Auf Wunsch werden Ihnen diese Informationen auch in Papierform zugesandt. 



Dienstgebäude Willy-Brandt-Str. 41 «70173 Stuttgart • Telefon 0711 231-4 • Telefax 0711 231-5000 
E-Mail: poststelle@im.bwl.de • Internet: www.im.baden-wuerttemberg.de • www.service-bw.de 
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Gleichwohl möchte ich an dieser Stelle dringend an Ihr Verantwortungsbewusstsein 
appellieren: Die Aufstellungsversammlungen führen die Parteien in eigener Verant­
wortung durch, weshalb nicht nur die wähl- und satzungsrechtlichen Vorgaben, son­
dern auch Maßnahmen zum Infektionsschutz zu beachten sind. Zu diesem Zweck ha­
ben wir in Zusammenarbeit mit dem Sozialministerium und der Landeswahlleiterin die 
beigefügten Empfehlungen zu Infektionsschutzmaßnahmen bei der Durchführung von 
Aufstellungsversammlungen für die Landtagswahl erstellt. Bitte halten Sie sich daran! 
In diesem Zusammenhang empfehle ich, rechtzeitig vor der jeweiligen Versammlung 
Kontakt mit der für den Versammlungsort zuständigen Gemeinde und dem Gesund­
heitsamt aufzunehmen. 



Einreichungsschluss für die Wahlvorschläge ist der 14. Januar 2021, 18:00 Uhr, beim 
zuständigen Kreiswahlleiter. 



Mit freundlichen Grüßen 



gez. 
Cornelia Nesch 











Empfehlungen des Ministeriums für Soziales und Integration, des Ministeriums für 
Inneres, Digitalisierung und Migration und der Landeswahlleiterin 



zu Infektionsschutzmaßnahmen bei der Durchführung von 
Aufstellungsversammlungen für die Landtagswahl 



Für die Organisation und Durchführung ihrer Mitglieder- oder Vertreterversammlungen zur 
Aufstellung von Bewerbern bzw. Ersatzbewerbern für die Landtagswahl 2021 sind die Par­
teien verantwortlich. Dazu zählt auch die Einhaltung von Infektionsschutzmaßnahmen ge­
gen das Coronavirus. Aufgrund der COVID-19-Pandemie sollten deshalb folgende Hin­
weise und Empfehlungen zu Infektionsschutzmaßnahmen bei der Durchführung von Auf­
stellungsversammlungen berücksichtigt werden. Die ordnungsgemäße und rechtssichere 
Durchführung der Aufstellungsversammlungen und der Bewerberwahlen ist auch bei Ein­
halten von Infektionsschutzmaßnahmen zu gewährleisten. 



Allgemeine Hygienemaßnahmen 
Die allgemeinen Hygienemaßnahmen sind von allen Anwesenden, folglich sowohl von den 
stimmberechtigten Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Aufstellungsversammlung und 
der Versammlungsleitung als auch von mit der Organisation beauftragten und ggf. sonsti­
gen an der Aufstellungsversammlung beteiligten Personen (z. B. Gäste, Hilfskräfte, Ord­
ner) einzuhalten: 
- Einhaltung eines Mindestabstands von 1,5 m zu anderen Personen, , 
- nach Möglichkeit Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung, 
- Beachtung der Husten- und Nies-Etikette: Benutzung von Einmal-Taschentüchern auch 



zum Husten und Niesen; alternativ: Niesen oder Husten in die Ellenbeuge, 
- Händehygiene einhalten (gründliches Waschen der Hände mit Wasser und Seife, Des­



infektionsmittel) 
Weitere Verhaltensregeln und -empfehlungen zum Schutz vor dem Coronavirus finden 
sich z. B. unter https://www.infektionsschutz.de/coronavirus/verhaltensreqeln.html. 



Vorbereitung der Aufstellungsversammlung 
Bei der Vorbereitung der Aufstellungsversammlung für die Landtagswahl sollten auch Hy­
gienemaßnahmen überlegt, kommuniziert und umgesetzt werden. Hierbei sollten Aufga­
ben und Verantwortlichkeiten im Vorhinein klar zugeordnet werden (z.B. wer übernimmt 
die Organisation von Desinfektionsmitteln, wer übernimmt Desinfektionsmaßnahmen bei 
der Aufstellungsversammlung, wer achtet auf Mindestabstand im Falle einer Warte­
schlange vor dem Versammlungsgebäude oder im Eingangsbereich?). Bei Fragen zur 
Umsetzung von Hygienemaßnahmen empfiehlt es sich, das für den Versammlungsort zu­
ständige Gesundheitsamt um Auskunft zu bitten. 





https://www.infektionsschutz.de/coronavirus/verhaltensreqeln.html








Schutzmaßnahmen am Ort der Aufstellungsversammlung 
- Für die Aufstellungsversammlung sollte ein ausreichend großer Raum gewählt werden, 



sodass die Mindestabstände (> 1,5 m) zu anderen Personen eingehalten werden kön­
nen. 



- Je nach Örtlichkeit, Witterungsbedingungen und Dauer der Aufstellungsversammlung 
ist ein (ggf. häufigeres) Lüften des Raums empfehlenswert. 



- Bei der Aufstellungsversammlung sollten Mittel zur Händedesinfektion und für die Flä­
chendesinfektion bereitgestellt werden. Zur Händedesinfektion sollen Desinfektionsmit­
tel mit nachgewiesener begrenzt viruzider Wirksamkeit eingesetzt werden. 



- Häufige Kontaktflächen (z.B. Türklinken, Handläufe an Treppen) sollten mittels Wisch­
desinfektion mit einem Flächendesinfektionsmittel desinfiziert werden, Rednerpult und 
(transportable) Mikrofone etc. am besten nach jedem Einsatz. 



Hinweise im Vorfeld für alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer und sonst Anwesen­
den bei der Aufstellungsversammlung 
- Im Vorfeld sollten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer nach Möglichkeit gebeten wer­



den, einen eigenen Stift zum Wählen mitzubringen. 
- Im Vorfeld sollten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer über die Beachtung der Hygie­



nevorschriften informiert werden und darum gebeten werden, nach Möglichkeit eine 
Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen. 



- Es wird empfohlen, an das Verantwortungsbewusstsein jeder und jedes Einzelnen zu 
appellieren. 



Hinweise für alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer und sonst Anwesenden bei der 
Aufstellungsversammlung 
- Nach Möglichkeit sollten sich die Beteiligten bei Betreten des Versammlungslokals und 



nach Durchführung der Wahl die Hände desinfizieren bzw. mit Seife waschen. 
- Die anwesenden Personen sollten nach Möglichkeit eine Mund-Nasen-Bedeckung tra­



gen. 
- Die anwesenden Personen sollten auf einen ausreichenden Sicherheitsabstand 



(> 1,5 m) untereinander achten. 
- Die anwesenden Personen sollten über die allgemeinen Hygienemaßnahmen informiert 



werden. Ggf. sollte dies je nach Anzahl der Personen auch schon am Eingang des Ver­
sammlungslokals (z. B. durch Aushang) erfolgen. 



- Bei der Stimmenauszählung sollte auf Mindestabstand zu den anderen Auszählenden 
(>1,5 m), auf das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung sowie auf eine regelmäßige 
Händedesinfektion geachtet werden. Die ordnungsgemäße Stimmenauszählung muss 
gewährleistet sein. 













 



Gemeinsame Hinweise der Landeswahlleiterin und 
des Innenministeriums zur Vorbereitung und Durch-
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I. Allgemeines 



 



1. Wahltag 



 



 Die Wahlperiode des 16. Landtags von Baden-Württemberg endet am 



30. April 2021. Der Termin für die Wahl des 17. Landtags von Baden-



Württemberg wurde durch Beschluss des Ministerrats vom 24. März 2020 



auf den 14. März 2021 bestimmt und im Staatsanzeiger in der Ausgabe 



vom 27. März 2020 öffentlich bekannt gemacht. 



 



2. Rechtsgrundlagen 



 



2.1 Rechtsgrundlagen für die Wahl 



 



 Für die Vorbereitung und Durchführung der Landtagswahl 2021 gelten 



nach derzeitigem Stand insbesondere folgende Vorschriften: 



 



- das Landtagswahlgesetz (LWG) in der Fassung vom 15. April 2005 



(GBl. S. 384), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Okto-



ber 2019 (GBl. S. 425) geändert worden ist, 



 



- die Landeswahlordnung (LWO) in der Fassung vom 2. Juni 2005 (GBl. 



S. 513), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. Mai 2015 



(GBl. S. 320, 323) geändert worden ist, 



 



- das Landeswahlprüfungsgesetz  vom 7. November 1955 (GBl. S. 231), 



das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 1. Dezember 2015 (GBl. 



S. 1030, 1031) geändert worden ist, 



 



- § 3 Absatz 2 Nummer 1, § 21 Absatz 1 und 2, § 22 Absatz 5, § 50 Ab-



satz 1, 5 und 6 und § 51 Absatz 1 bis 4 des Bundesmeldegesetzes 



(BMG) in der Fassung vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084), das zuletzt 



durch Artikel 4 des Gesetzes vom 17. Februar 2020 (BGBl. I S. 166) 



geändert worden ist, sowie 



 



- § 25 des Staatsangehörigkeitsgesetzes (StAG) in der im Bundesge-



setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 102-1, veröffentlichten bereinig-





https://intra.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/58e/page/fpbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=2&numberofresults=2&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-WahlGBW2005rahmen&doc.part=X&doc.price=0.0&doc.hl=1#focuspoint


https://intra.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/mk1/page/fpbawueprod.psml?doc.hl=1&doc.id=jlr-WahlOBW2005rahmen&documentnumber=1&numberofresults=82&doctyp=Norm&showdoccase=1&doc.part=X&paramfromHL=true#focuspoint


https://intra.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/mls/page/fpbawueprod.psml?doc.hl=1&doc.id=jlr-WahlPrGBWrahmen&documentnumber=1&numberofresults=18&doctyp=Norm&showdoccase=1&doc.part=X&paramfromHL=true#focuspoint


https://intra.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/mms/page/fpbawueprod.psml?doc.hl=1&doc.id=BJNR108410013&documentnumber=1&numberofresults=70&doctyp=Norm&showdoccase=1&doc.part=X&paramfromHL=true#focuspoint


https://intra.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/moa/page/fpbawueprod.psml?doc.hl=1&doc.id=BJNR005830913&documentnumber=1&numberofresults=47&doctyp=Norm&showdoccase=1&doc.part=X&paramfromHL=true#focuspoint
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ten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Novem-



ber 2019 (BGBl. I S. 1626) geändert worden ist, 



 



- §§ 4, 15, 27, 100 b und 101 des Bundesvertriebenengesetzes (BVFG) 



in der Fassung vom 10. August 2007 (BGBl. I S. 1902), das zuletzt 



durch Artikel 3 des Gesetzes vom 6. Mai 2019 (BGBl. I S. 646) geän-



dert worden ist. 



 



2.2 Änderungen des Wahlrechts seit der Landtagswahl 2016 



 



 Seit der letzten Landtagswahl wurde das Landtagswahlgesetz inhaltlich 



zwei Mal geändert: 



 



 Durch Gesetz vom 4. April 2019 (GBl. S. 105), in dem § 7 Absatz 2 



LWG ergänzt wurde um den Satz, dass der Wahlrechtsauschluss von 



Personen, für die zur Besorgung aller ihrer Angelegenheiten ein Be-



treuer bestellt ist, bis zum 24. Oktober 2021 keine Anwendung findet. 



 



 Durch Gesetz vom 22. Oktober 2019 (GBl. S. 425), das insbesondere 



folgende Änderungen vornahm: 



 



 In § 8 LWG wird im neuen Absatz 3 klargestellt, dass jeder Wahlbe-



rechtigte sein Wahlrecht nur einmal und nur persönlich ausüben 



darf. 



 



 Wie für die Europa- und Bundestagswahl ist nun auch für das Land-



tagswahlrecht in § 16 Absatz 2 LWG geregelt, dass Mitglieder der 



Wahlorgane, ihre Stellvertreter und die Schriftführer in Ausübung 



ihres Amtes ihr Gesicht nicht verhüllen dürfen. 



 



 Die Wahlkreise 62 Tübingen und 63 Balingen wurden geändert, 



siehe dazu Nr. 3. 



 



  



Eine weitere Änderung des Landtagswahlgesetzes, insbesondere zur un-



befristeten Aufhebung des Wahlrechtsausschlusses von Personen, für die 



in allen ihren Angelegenheiten eine Betreuung angeordnet ist und zur Re-



gelung zulässiger Wahlassistenz bei der Stimmabgabe, befindet sich der-



zeit im Gesetzgebungsverfahren (Drucksache 16/8191 und Drucksache 





https://intra.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/mp0/page/fpbawueprod.psml?doc.hl=1&doc.id=BJNR002010953&documentnumber=1&numberofresults=46&doctyp=Norm&showdoccase=1&doc.part=X&paramfromHL=true#focuspoint


https://www.landtag-bw.de/files/live/sites/LTBW/files/dokumente/WP16/Drucksachen/8000/16_8191_D.pdf
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16/8506). In der Folge wird noch eine Änderung der Landeswahlordnung 



erfolgen. 



 



 



3. Wahlkreise 



 



 Das Wahlgebiet ist bei der Landtagswahl in 70 Landtagswahlkreise einge-



teilt. Die Wahlkreise sind in der Anlage des Landtagswahlgesetzes aufge-



führt und wurden zuletzt durch das Gesetz zur Änderung des Landtags-



wahlgesetzes vom 22. Oktober 2019 (GBl. S. 425) geändert. 



Die einzige Wahlkreisänderung betrifft die Gemeinden Hirrlingen und Star-



zach, die jetzt zum Wahlkreis 63 Balingen gehören (bisher Wahlkreis 62 



Tübingen). 



 



II. Vorbereitung der Wahlen 



 



4. Allgemeine Wahlorganisation, Wahlorgane 



 



4.1 Wahlorgane 



 



4.1.1 Die Namen und Erreichbarkeiten der Kreiswahlleitungen sowie deren Ge-



schäftsstellen wurden im Staatsanzeiger für Baden-Württemberg vom 



31. Januar 2020 (S. 32 ff) öffentlich bekannt gemacht. Das aktuelle Ver-



zeichnis ist in das Internetangebot des Innenministeriums zur Landtags-



wahl (www.im.baden-wuerttemberg.de) unter der Rubrik Land & Kommu-



nen - Lebendige Demokratie – Wahlen – Landtagswahl 2021 eingestellt. 



 



4.1.2 Niemand darf für dieselbe Wahl mehreren Wahlorganen (§ 10 Absatz 1 



LWG) angehören. Wahlbewerber und Vertrauensleute für Wahlvorschläge 



dürfen nicht zu Mitgliedern eines Wahlorgans berufen werden (§ 15 Ab-



satz 2 LWG). Personen, die an einer anderen Parlamentswahl in einer die-



ser Funktionen mitgewirkt haben oder dies beabsichtigen, können dage-



gen berufen werden. 



 



4.1.3 Die Wahlvorstände bestehen aus dem Wahlvorsteher als Vorsitzendem, 



seinem Stellvertreter und mindestens drei weiteren Beisitzern, die vom 



Bürgermeister aus den Wahlberechtigten und den Gemeindebediensteten 



zu berufen sind (§ 13 Absatz 2 Satz 1 LWG). Im Unterschied zum Bundes-



wahlrecht (§ 9 Absatz 2 Satz 3 BWG, § 5 Absatz 3 EuWG) gibt es im 





http://www.landesrecht-bw.de/jportal/?quelle=jlink&docid=jlr-WahlGBW2005V10Anlage&psml=bsbawueprod.psml&max=true


https://im.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-im/intern/dateien/pdf/LTW_2021-Verzeichnis_KWL.pdf


https://im.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-im/intern/dateien/pdf/LTW_2021-Verzeichnis_KWL.pdf


http://www.im.baden-wuerttemberg.de/
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Landtagswahlrecht keine Höchstgrenze für die Anzahl der Mitglieder eines 



Wahlvorstandes; unter Berücksichtigung der Handhabung bei vergange-



nen Wahlen wird aber davon ausgegangen, dass ein Wahlvorstand für die 



Landtagswahl mit max. neun Mitgliedern personell hinreichend besetzt ist 



und flexibel eingesetzt werden kann. 



 



Die Berufung von Gemeindebediensteten zu Mitgliedern des Wahlvorstan-



des ist möglich, auch wenn sie nicht wahlberechtigt sind (vgl. § 15 Absatz 



1 Satz 1 LWG). Damit ist beispielsweise in grenznahen Gemeinden der 



Einsatz nicht in Baden-Württemberg wohnhafter Gemeindebediensteter 



oder von Gemeindebediensteten ohne deutsche Staatsangehörigkeit mög-



lich. 



 



 Der Sollgrundsatz in § 15 Absatz 1 Satz 2 LWG, wonach Wahlberechtigte 



in dem Gebiet wahlberechtigt sein sollen, für das der Wahlausschuss oder 



Wahlvorstand bestellt wird, ist durch den Zusatz „nach Möglichkeit“ flexib-



ler gefasst. 



 



 Bei der Wahlhandlung sowie bei der Zulassung oder Zurückweisung der 



Wahlbriefe ist der Wahlvorstand beschlussfähig, wenn der Wahlvorsteher 



und der von ihm aus den Beisitzern bestellte Schriftführer oder ihre Stell-



vertreter sowie ein weiterer Beisitzer anwesend sind (§ 18 Absatz 4 Satz 1 



Nummer 1 LWG). Bei der Feststellung des Wahlergebnisses müssen ne-



ben dem Wahlvorsteher und dem Schriftführer bzw. deren Stellvertreter 



drei weitere Beisitzer anwesend sein (§ 18 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 



LWG). Zudem hat der Wahlvorsteher die Möglichkeit, zur Herstellung der 



Beschlussfähigkeit des Wahlvorstands fehlende Beisitzer auch aus dem 



Kreis der Gemeindebediensteten zu ersetzen (§ 18 Absatz 4 Satz 2 LWG). 



 



 Der Wahlvorsteher hat bei der Eröffnung der Wahlhandlung die anwesen-



den Beisitzer auf ihre Verpflichtung zur unparteiischen Wahrnehmung ih-



res Amts und zur Verschwiegenheit über die ihnen bei ihrer amtlichen Tä-



tigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten hinzuweisen. Er hat sicher-



zustellen, dass der Hinweis allen Beisitzern vor Aufnahme ihrer Tätigkeit 



erteilt wird (§ 33 Absatz 1 und § 46 Absatz 5 LWO). 



 



4.1.4 § 13 Absatz 4 LWG ermächtigt die Gemeinden, bei der Landtagswahl per-



sonenbezogene Daten von Wahlberechtigten zu erheben und zu verarbei-
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ten, um sie zu Mitgliedern von Wahlvorständen zu berufen sowie zur Ver-



arbeitung der Daten von Wahlberechtigten für künftige Wahlen (Wahlhel-



ferdateien). Die Pflicht zur Meldung von öffentlichen Bediensteten durch 



die Behörden nach § 13 Absatz 5 LWG soll die Gewinnung von Wahlhel-



fern erleichtern. Dies bedeutet jedoch keinen Vorrang für die Heranzie-



hung von Behördenmitarbeitern. 



 



§ 13 Absatz 4 und 5 LWG gehen als spezielle Regelungen zur Datenver-



arbeitung den allgemeinen Datenschutzbestimmungen vor. 



 



Die Leiter der Behörden, Dienststellen und sonstigen Einrichtungen des 



Landes werden gebeten, darauf hinzuwirken, dass sich Bedienstete des 



Landes freiwillig für eine ehrenamtliche Tätigkeit zur Durchführung der 



Wahlen beim Bürgermeisteramt ihres Wohnortes melden.  



 



4.1.5 Mitglieder der Wahlorgane, ihre Stellvertreter und die Schriftführer dürfen 



in Ausübung ihres Amtes ihr Gesicht nicht verhüllen (§ 16 Absatz 2 Satz 2 



LWG). Es wird empfohlen, gegenüber den Hilfskräften der Wahlorgane für 



die Landtagswahl, die für die Öffentlichkeit erkennbar bei der Wahlhand-



lung oder der Ermittlung des Wahlergebnisses mitwirken, darauf hinzuwir-



ken, dass diese ihr Gesicht ebenfalls nicht verhüllen. 



 



Corona 



Mit Blick auf die Corona-Pandemie ist § 16 Absatz 2 Satz 2 LWG dahinge-



hend auszulegen, dass sich das Gesichtsverhüllungsverbot, das zur Wah-



rung der staatlichen Neutralität der Wahlorgane geschaffen wurde, nicht 



auf Mund-Nasen-Bedeckungen bezieht, die aus Gründen des Infektions-



schutzes getragen werden und deren Tragen durch Verordnung oder 



durch die zuständigen Behörden angeordnet oder empfohlen ist. 



 



4.2 Wahlräume 



 



4.2.1 Nach derzeitiger Gesetzeslage ist auch mit Blick auf die Corona-Pandemie 



eine Landtagswahl als reine Briefwahl nicht möglich. Hierzu wäre eine Än-



derung des Landtagswahlgesetzes erforderlich. Ob sich eine solche Geset-



zesänderung noch realisieren könnte, ist derzeit nicht absehbar. Noch weni-



ger absehbar ist die Entwicklung der Pandemielage; schon aus verfas-



sungsrechtlichen Gründen käme eine reine Briefwahl jedenfalls nur im äu-



ßersten Notfall in Betracht. 
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Die Gemeinden haben deshalb davon auszugehen, dass die Urnenwahl 



möglich sein wird. Zum vorsorglichen Schutz vor dem Coronavirus spielt die 



Einhaltung eines Mindestabstands von 1,5 m zu anderen Mitgliedern des 



Wahlvorstands und Wahlhelfern sowie zu den Wählern eine entscheidende 



Rolle bei der zu treffenden Auswahl der Wahlräume. Diese sollten bereits 



jetzt, unabhängig von der weiteren Entwicklung der Pandemielage, nach 



diesem Kriterium ausgewählt werden. Weitere, darüber hinausgehende 



Empfehlungen zu Infektionsschutzmaßnahmen bei der Vorbereitung und 



Durchführung der Landtagswahl werden folgen. 



 



4.2.2 Die Wahlräume sind nach den örtlichen Verhältnissen auch so auszuwäh-



len und einzurichten, dass allen Wahlberechtigten, insbesondere Menschen 



mit Behinderungen oder mit Mobilitätsbeeinträchtigungen, die Teilnahme an 



der Wahl möglichst erleichtert wird. Es wird dringend gebeten, bei der Aus-



wahl der Wahlräume auf deren barrierefreien bzw. behindertengerechten 



Zugang besonders zu achten (siehe z. B. Erwartung des Wahlprüfungsaus-



schusses des Deutschen Bundestages in BT-Drs. 17/3100, Seite 41, 46, 



http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/17/031/1703100.pdf; Beschlussempfeh-



lung des Wahlprüfungsausschusses des Deutschen Bundestages, BT-Drs. 



19/5200, Anlage 22, S. 129, 131, http://dipbt.bundes-



tag.de/doc/btd/19/052/1905200.pdf ). Frühzeitig und in geeigneter Weise ist 



mitzuteilen, welche Wahlräume barrierefrei sind (§ 29 Absatz 1 LWO). Auch 



in der Wahlbenachrichtigung muss ein Hinweis erfolgen (siehe Nummer 



6.3.1). 



 



4.2.3 Aus Sicht von Bund und Ländern ist ein gesetzliches Verbot, Wahlräume 



in Gebäuden bzw. Räumen einzurichten, die mit Überwachungstechnik 



ausgerüstet sind, nicht erforderlich (siehe Prüfbitte des Deutschen Bun-



destages, BT-Drs. 17/11088, 



(http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/17/110/1711088.pdf), da das in Arti-



kel 38 Absatz 1 Satz 1 und Artikel 28 Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes 



(GG) – für die Landtagswahl i. V. m. Artikel 26 Absatz 4 der Landesverfas-



sung (LV)  garantierte Wahlgeheimnis bereits nach gegenwärtiger 



Rechtslage gewährleistet ist. Nach § 36 LWG, § 29 Absatz 2 LWO sind 



Vorkehrungen dafür zu treffen, dass der Wähler den Stimmzettel unbeo-



bachtet kennzeichnen und falten kann. Dazu hat der Verordnungsgeber 



bestimmt, dass Wahlräume zur Verfügung zu stellen und Wahlkabinen mit 



Tischen einzurichten sind. Die Wahlkabinen müssen so eingerichtet wer-



den, dass der Wähler seinen Stimmzettel unbeobachtet kennzeichnen und 





http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/17/031/1703100.pdf


http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/052/1905200.pdf


http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/052/1905200.pdf


http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/17/110/1711088.pdf
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falten kann. Der Wahlberechtigte muss sicher sein, dass er nicht daraufhin 



beobachtet werden kann, was er mit seinem Stimmzettel macht oder was 



er gewählt bzw. nicht gewählt hat (vgl. Schreiber, Bundeswahlgesetz-



Kommentar, 10. Auflage, § 33 Rn 3). Diese Anforderungen sind bei der 



Auswahl und Ausstattung der Wahlräume zu beachten. Sofern mit Video-



technik ausgestattete Wahlräume genutzt werden müssen, sind die Kame-



ras daher abzudecken oder so auszurichten, dass sie die Wahlhandlung 



nicht erfassen können. 



 Ein generelles Verbot von Wahlräumen mit Videoüberwachungstechnik 



könnte gerade solche Gebäude bzw. Räume ausschließen, die wegen ih-



res barrierefreien Zugangs insbesondere Menschen mit Behinderung bzw. 



mit Mobilitätsbeeinträchtigung die Teilnahme an der Wahl erleichtern. So-



weit verfügbar, sollten vorrangig Wahlräume ohne Videoüberwachung ge-



nutzt werden. 



 



4.3 Schulung der Wahlhelfer und der mit der Wahl befassten Gemeinde-



bediensteten 



 



4.3.1 Nach Erfahrungsberichten von vergangenen Wahlen haben manche 



Wahlvorstände zum Teil unvollständige Kenntnisse über die gesetzlichen 



Bestimmungen. Den umfassenden Schulungen der Mitglieder des Wahl-



vorstands kommt daher eine hohe Bedeutung zu. Bei der anstehenden 



Landtagswahl ist ein besonderes Augenmerk auch auf die Möglichkeit der 



Wahl mit Wahlschein in einem beliebigen Wahlraum des Wahlkreises zu 



richten, da die Zahl dieser Wähler nicht unerheblich zugenommen hat 



(siehe Nummer 7.2.7). Im Rahmen der Schulungen der Mitglieder der 



Wahlvorstände sowie der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Gemeinden 



sollen diese insbesondere auch auf eine wählerorientierte Haltung, die 



Voraussetzungen einer Wahlteilnahme Wohnsitzloser und die Besonder-



heiten einer Stimmabgabe unter Inanspruchnahme einer Hilfsperson hin-



gewiesen werden. 



 



4.3.2 Hilfsperson 



 Die derzeit noch geltende Rechtslage (zur vorgesehenen Änderung siehe 



Nr. 2.2) stellt sich wie folgt dar: 



 Nach § 38 Absatz 2 Satz 2 LWG kann ein Wahlberechtigter, der nicht le-



sen kann oder wegen einer körperlichen Beeinträchtigung gehindert ist, 



seine Stimme allein abzugeben, sich der Hilfe einer Person seines Ver-
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trauens bedienen. Hilfsperson kann auch ein vom Wähler bestimmtes Mit-



glied des Wahlvorstandes sein (§ 35 Absatz 1 Satz 2 LWO). Er teilt diese 



Absicht dem Wahlvorstand nach Betreten des Wahllokals mit (§ 35 Absatz 



1 Satz 1 LWO). Soweit dies zur Hilfeleistung erforderlich ist, darf die Hilfs-



person danach zusammen mit dem Wahlberechtigten die Wahlkabine auf-



suchen (§ 35 Absatz 2 Satz 2 LWO). Die Hilfeleistung hat sich ausschließ-



lich auf die Erfüllung der Wünsche des Wählers zu beschränken (§ 35 Ab-



satz 2 Satz 1 LWO). Eine Einflussnahme auf die Stimmabgabe seitens der 



Hilfsperson ist unzulässig. Es ist Aufgabe des Wahlvorstehers die Hilfsper-



son ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass sie zur Geheimhaltung der 



Kenntnisse, die sie bei der Hilfeleistung von der Wahl eines anderen er-



langt hat, verpflichtet ist (§ 35 Absatz 3 Satz 1 und 2 LWO).  



 



5. Wahlrecht und Wählbarkeit 



 



5.1 Allgemeine Wahlrechtsvoraussetzungen bei der Landtagswahl 



 



5.1.1 Wahlberechtigt zum Landtag sind alle Deutschen im Sinne des Artikel 116 



Absatz 1 GG, die am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet haben, seit 



mindestens drei Monaten in Baden-Württemberg ihre Wohnung, bei meh-



reren Wohnungen ihre Hauptwohnung haben oder sich sonst gewöhnlich 



aufhalten und nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 7 Absatz 1 



Satz 1 LWG). 



  



 Bei der Berechnung der Dreimonatsfrist ist der Tag der Wohnungs- und 



Aufenthaltsnahme in die Frist einzubeziehen (§ 7 Absatz 1 Satz 2 LWG). 



Voraussetzung für die Wahlberechtigung ist deshalb, dass der Zuzug in 



das Wahlgebiet (Land Baden-Württemberg) spätestens am 14.12.2020 er-



folgt. Die Dreimonatsfrist muss auch bei einem früheren Wohnsitz in Ba-



den-Württemberg erfüllt sein; es gibt keine vergleichbare „Rückkehrerre-



gelung“ wie im Bundes- und Kommunalwahlrecht (§ 12 Absatz 2 Satz 3 



BWG; § 12 Absatz 1 Satz 2, in Verbindung mit § 14 der Gemeindeord-



nung; § 10 Absatz 1 Satz 2 der Landkreisordnung). 



 



5.1.2 Die folgenden Ausführungen zur Wahlberechtigung von Spätaussiedlern 



und den in den Aufnahmebescheid einbezogenen Familienangehörigen 



können nach Auskunft des Bundesverwaltungsamtes auch heute noch 



von Relevanz sein, weil die erteilten Aufnahmebescheide grundsätzlich 



unbefristet gültig sind und auch heute noch zur Einreise genutzt werden 
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können.  



 



Spätaussiedler und die in den Aufnahmebescheid einbezogenen Familien-



angehörigen erwerben mit der Ausstellung der Spätaussiedlerbescheini-



gung nach § 15 Absatz 1 oder 2 des Bundesvertriebenengesetzes (BVFG) 



die deutsche Staatsangehörigkeit (§ 7 des Staatsangehörigkeitsgesetzes 



in der ab dem 28.08.2007 geltenden Fassung).  



 



 Sofern nicht die deutsche Staatsangehörigkeit durch einen Personalaus-



weis nachgewiesen wird, genügen wahlrechtlich als Nachweis der 



Rechtsstellung als Deutsche im Sinne von Artikel 116 Absatz 1 GG und 



damit der Wahlberechtigung  



a) bei Spätaussiedlern:  



 die Spätaussiedlerbescheinigung nach § 15 Absatz 1 BVFG oder  



 – wenn sie die Bescheinigung noch nicht vorlegen können – der 



Aufnahmebescheid nach §§ 26 ff. BVFG in Verbindung mit dem 



Registrierschein,  



b) bei Abkömmlingen von Spätaussiedlern:  



 die Eintragung in eine Spätaussiedlerbescheinigung nach § 15 



Absatz 2 BVFG oder  



 – wenn sie diese Eintragung noch nicht vorlegen können – die 



Eintragung in den Aufnahmebescheid nach §§ 26 ff. BVFG in 



Verbindung mit dem Registrierschein,  



c) bei Ehegatten von Spätaussiedlern, die die Spätaussiedlereigen-



schaft nicht selbst erwerben können und  



aa) die nach dem 31. Dezember 2004 in den Aufnahmebescheid 



eingetragen wurden,  



 die Eintragung in eine Spätaussiedlerbescheinigung nach 



§ 15 Absatz 2 BVFG oder  



 – wenn sie diese Eintragung noch nicht vorlegen können – 



die Eintragung in den Aufnahmebescheid nach §§ 26 ff. 



BVFG in Verbindung mit dem Registrierschein,  



bb) die vor dem 1. Januar 2005 in den Aufnahmebescheid 



eingetragen wurden,  



 die Unterlagen nach Doppelbuchst. aa) und  



 ein Nachweis, dass die Ehe zum Zeitpunkt des Verlassens 



der Aussiedlungsgebiete mindestens drei Jahre bestanden 



hat. Die Ehedauer zum maßgeblichen Zeitpunkt ist bei den 
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Betroffenen zu erheben; in Zweifelsfällen ist die Vorlage der 



Heiratsurkunde zu verlangen. 



 Die Ehedauer vor Verlassen der Ansiedlungsgebiete ist 



nicht zu prüfen, wenn die Ehegatten nach dem 24. Mai 



2007 im Geltungsbereich des Bundesvertriebenen-gesetzes 



aufgenommen worden sind. In diesem Fall geht bereits aus 



der Bescheinigung nach § 15 Absatz 2 BVFG hervor, dass, 



falls die Ehe mit der Spätaussiedlerin bzw. dem 



Spätaussiedler zum Zeitpunkt des Verlassens der 



Aussiedlungsgebiete noch keine drei Jahre bestanden hat, 



die Ehegattin bzw. der Ehegatte den Status im Sinne des 



Artikel 116 Absatz 1 GG nicht erworben hat (vgl. § 100b 



Satz 2 BVFG) und damit nicht wahlberechtigt ist. 



 



 Eine Eintragung als „sonstige Familienangehörige im Sinne des § 8 Ab-



satz 2 BVFG“ in den Aufnahmebescheid und den Registrierschein nach 



§ 27 BVFG begründet keine Rechtsstellung als Deutsche im Sinne von 



Artikel 116 Absatz 1 GG bzw. eine Wahlberechtigung.  



 



 Die Wahlberechtigung ist nicht mehr gegeben, sobald ein Antrag auf Aus-



stellung einer Bescheinigung nach § 15 Absatz 1 oder 2 BVFG abgelehnt 



oder die Bescheinigung zurückgenommen oder widerrufen worden ist, 



auch wenn diese Entscheidungen noch nicht bestandskräftig sind. Das gilt 



auch dann, wenn Aufnahmebescheid und Registrierschein nicht zurück-



genommen wurden.  



 



 Die für Ehegatten geltenden Vorschriften gelten entsprechend für Lebens-



partner (§ 101 BVFG). 



 



 Darüber hinaus müssen die übrigen Voraussetzungen der Wahlberechti-



gung erfüllt sein. Die Aufenthaltsvoraussetzung ist unabhängig von der 



Rechtsstellung als Deutscher zu sehen, die erst am Wahltag vorzuliegen 



braucht. 



 



5.1.3 Nicht wahlberechtigt sind die in einem anderen Bundesland mit der einzi-



gen oder der Hauptwohnung sowie die im Ausland lebenden Deutschen. 



Dasselbe gilt für die Staatsangehörigen der anderen Mitgliedstaaten der 



Europäischen Union (Unionsbürger), auch wenn diese in Baden-Württem-



berg leben. Wer neben der deutschen Staatsangehörigkeit noch weitere 











- 13 - 
 



ausländische Staatsangehörigkeit(en) besitzt (vgl. § 25 StAG), ist selbst-



verständlich wahlberechtigt.  



 



5.2 Ausschluss vom Wahlrecht 



 



 Nach derzeit noch geltender Rechtslage (zur vorgesehenen Änderung 



siehe Nr. 2.2, durch die sich inhaltlich aber keine Änderung ergeben wird) 



gilt: 



 Vom Wahlrecht ist ausgeschlossen, wer infolge Richterspruchs das Wahl-



recht nicht besitzt (§ 7 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 LWG). 



 Personen, für die zur Besorgung aller ihrer Angelegenheiten ein Betreuer 



nicht nur durch einstweilige Anordnung bestellt ist (§ 7 Absatz 2 Satz 1 



Nummer 2 LWG), sind dagegen wahlberechtigt (siehe Nichtanwendbar-



keitsbestimmung in § 7 Absatz 2 Satz 2 LWG). 



 



5.3 Wählbarkeit 



 



 Wählbar ist nach § 9 LWG jede bei der Landtagswahl wahlberechtigte Per-



son, es sei denn, sie ist von der Wählbarkeit ausgeschlossen. Von der 



Wählbarkeit ist ausgeschlossen, wer infolge Richterspruchs die Wählbar-



keit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt. Ein 



Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt in dem Wahlkreis, in dem die Kan-



didatur erfolgt, ist nicht erforderlich, aber das Innehaben einer Hauptwoh-



nung oder der gewöhnliche Aufenthalt in Baden-Württemberg seit mindes-



tens drei Monaten vor dem Wahltag. 



 



6. Wählerverzeichnis 



 



6.1 Eintragungen von Amts wegen und auf Antrag 



 



6.1.1 Stichtag für die Eintragung der Wahlberechtigten in das Wählerverzeichnis 



von Amts wegen ist der 35. Tag vor der Wahl (§ 11 Absatz 1 LWO). Dies 



ist der 7. Februar 2021. Von Amts wegen dürfen nur Wahlberechtigte in 



das Wählerverzeichnis eingetragen werden, die am Stichtag tatsächlich – 



bei mehreren Wohnungen mit Hauptwohnung – gemeldet sind oder sich 



dort gewöhnlich aufhalten und am Wahltag voraussichtlich wahlberechtigt 



sind. Bei der Berechnung der Dreimonatsfrist für die Mindestwohndauer in 



Baden-Württemberg ist der Tag der Wohnungsnahme in die Frist einzu-
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beziehen (§ 7 Absatz 1 Satz 2 LWG); spätester Termin für die Wohnungs-



nahme ist folglich der 14. Dezember 2020. 



 



6.1.2 Bei Anmeldung aus einer anderen baden-württembergischen Gemeinde 



im Zeitraum vom 15. Dezember 2020 bis 7. Februar 2021 ist der Be-



treffende für die Aufstellung des Wählerverzeichnisses um eine Erklärung 



zu bitten, seit wann er in Baden-Württemberg seine (Haupt-)Wohnung 



bzw. seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. In Zweifelsfällen ist dies durch 



eine Rückfrage bei der Fortzugsgemeinde zu klären. 



 



6.1.3 Rückwirkende Meldungen bleiben unberücksichtigt, auch wenn der Bezug 



der neuen Wohnung oder der Wechsel der Hauptwohnung (Statusände-



rung der Wohnung) schon am Stichtag (35. Tag vor der Wahl: 7. Februar 



2021) oder zu einem früheren Zeitpunkt erfolgt ist. In diesen Fällen bleibt 



den Betroffenen ebenso wie bei Zuzügen und Statusänderungen der 



Wohnung vom 7. Februar 2021 bis 21. Februar 2021 (21. Tag vor der 



Wahl) nur die Möglichkeit, am Zuzugsort bzw. am Ort der neuen Haupt-



wohnung ihre Eintragung in das Wählerverzeichnis zu beantragen (§ 11 



Absatz 3 bis 5 LWO). Auf die Unterrichtungs- und Benachrichtigungs-



pflichten der Meldebehörde sowie des Bürgermeisters der Fortzugsge-



meinde und der Zuzugsgemeinde wird hingewiesen. Die Fortzugsge-



meinde darf die Betroffenen im Wählerverzeichnis nur dann streichen, 



wenn eine Benachrichtigung der Zuzugsgemeinde über deren Eintragung 



auf Antrag in das Wählerverzeichnis vorliegt. Ansonsten bleiben die 



Wahlberechtigten im Wählerverzeichnis der Fortzugsgemeinde einge-



tragen und nur dort wahlberechtigt. Unberührt bleibt die Streichung von 



Personen von Amts wegen, die durch Wegzug aus dem Wahlgebiet (Land 



Baden-Württemberg) ihre Wahlberechtigung verlieren. 



 Es wird gebeten, bei Ummeldungen in zeitlicher Nähe zum Stichtag sorg-



fältig vorzugehen, um zu vermeiden, dass Wahlberechtigte ihr Wahlrecht 



nicht ausüben können (s. Beschlussempfehlung des Wahlprüfungsaus-



schusses des Bundestages, BT-Drs. 17/2200, Anlage 5, S. 21, 



http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/17/022/1702200.pdf ). 



 



6.1.4 Wahlberechtigte Insassen einer Justizvollzugsanstalt, die nicht für eine 



Wohnung außerhalb der Justizvollzugsanstalt gemeldet sind, sind auf 



Antrag in das Wählerverzeichnis der Gemeinde einzutragen, in der die 



Justizvollzugsanstalt liegt (§ 11 Absatz 2 LWO). Der Antrag ist spätestens 



bis zum 21. Tag vor der Wahl (21. Februar 2021) zu stellen. Er muss 





http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/17/022/1702200.pdf
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Familiennamen, Vornamen, Tag der Geburt und Anschrift des Wahlbe-



rechtigten enthalten. Der Wahlberechtigte hat zu versichern, dass er bei 



keiner anderen Stelle in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder seine 



Eintragung beantragt hat oder noch beantragen wird. 



 



6.1.5 Anträgen auf Eintragung in das Wählerverzeichnis darf ab dem Beginn der 



Einsichtsfrist am 22. Februar 2021 (20. Tag vor der Wahl) nicht mehr ent-



sprochen werden, auch wenn die zugrunde liegende Wohnungsverlegung 



oder -statusänderung vor Beginn der Einsichtsfrist erfolgte. Bei Vorliegen 



der rechtlichen Voraussetzungen (§ 18 LWO) ist den betroffenen Wahlbe-



rechtigten von der Fortzugs- bzw. Zuzugsgemeinde auf Antrag ein Wahl-



schein zu erteilen. Dies bedeutet: Von der Zuzugsgemeinde darf nur dann 



ein Wahlschein erteilt werden, wenn keine Eintragung in das Wählerver-



zeichnis der Fortzugsgemeinde erfolgt ist und die Voraussetzungen des 



§ 18 Absatz 2 LWO vorliegen. Hatte die Fortzugsgemeinde die Eintragung 



in das Wählerverzeichnis bereits vorgenommen, bleibt der Wahlberech-



tigte dort eingetragen mit der Folge, dass er dort den Antrag auf Erteilung 



eines Wahlscheines stellen muss oder dort an der Urnenwahl teilnimmt.  



 



6.1.6 Ein Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis (Fälle des § 11 Absatz 



2 bis 5 LWO) muss spätestens bis zum 21. Februar 2021 (21. Tag vor der 



Wahl) beim Bürgermeisteramt eingegangen sein (§ 11 Absatz 2 Satz 3 



LWO). Ab dem 22. Februar 2021 (20. Tag vor der Wahl) können Berichti-



gungen des Wählerverzeichnisses nur noch auf rechtzeitigen Einspruch 



oder rechtzeitige Beschwerde vorgenommen werden (§§ 15 und 16 LWO). 



 



6.2 Einsichtnahme in das Wählerverzeichnis und Berichtigung 



 



6.2.1 Die Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht in das Wählerver-



zeichnis und über die Erteilung von Wahlscheinen muss spätestens am 



24. Tag vor der Wahl, also am 18. Februar 2021 erfolgen (§ 13 LWO). Das 



Wählerverzeichnis ist an den Werktagen vom 20. bis zum 16. Tag vor der 



Wahl, also vom 22. Februar 2021 bis 26. Februar 2021 mindestens am Ort 



der Gemeindeverwaltung während der allgemeinen Öffnungszeiten zur 



Einsichtnahme bereitzuhalten (§ 21 Absatz 3 Satz 1 LWG, § 14 Absatz 1 



Satz 1 LWO). Der Wahlberechtigte kann nicht verlangen, dass der Tag der 



Geburt unkenntlich zu machen ist. Wahlberechtigte, die Daten von 



anderen eingetragenen Personen überprüfen wollen, müssen zuvor Tat-



sachen glaubhaft machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvoll-
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ständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann (§ 21 Absatz 3 Satz 2 



LWG). Kein Überprüfungsrecht besteht bei Daten von Wahlberechtigten, 



für die im Melderegister eine Auskunftssperre nach § 51 Absatz 1 bis 4 



BMG eingetragen ist.  



 



6.2.2 Ist das Wählerverzeichnis offensichtlich unrichtig oder unvollständig, 



können die Mängel (z. B. bei Tod des Wahlberechtigten, Wegzug, 



Schreibfehler) auch nach Abschluss des Wählerverzeichnisses bis zum 



Wahltag von Amts wegen behoben werden (§ 16 Absatz 2 und 4 LWO). 



Das Wählerverzeichnis ist allerdings nicht bereits deshalb offensichtlich 



unrichtig oder unvollständig, weil Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in 



das Wählerverzeichnis eingetragen werden, die Antragsfrist (siehe Nr. 



6.1.6) versäumt haben. 



 



6.3 Wahlbenachrichtigung 



 



6.3.1 Die im Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten müssen 



spätestens am Tag vor der Bereithaltung des Wählerverzeichnisses zur 



Einsichtnahme, also spätestens am 21. Februar 2021, benachrichtigt 



werden (§ 12 Absatz 1 LWO). 



 



Unter der Prämisse, dass die Landtagswahl nicht als reine Briefwahl 



durchgeführt wird (dazu Nr. 4.2.1), ist Folgendes zu beachten: 



 



In die Wahlbenachrichtigung sind Hinweise aufzunehmen, ob der Wahl-



raum barrierefrei/rollstuhlgerecht ist und wo Wahlberechtigte Informa-



tionen über barrierefreie/rollstuhlgerechte Wahlräume und Hilfsmittel für 



die Stimmabgabe (z. B. Stimmzettelschablonen und Tonträger mit Wahlin-



formationen) erhalten können, auch wenn das Landtagswahlrecht keine 



entsprechende Regelung enthält. 



Sofern ein Wahlraum nur rollstuhlgerecht ist, ist der Hinweis auf die Roll-



stuhlgerechtigkeit zu beschränken. Die Verwendung eines Piktogramms 



anstelle des ausgeschriebenen Worts „barrierefrei“ ist möglich. Auch bei 



der Verwendung eines Bildzeichens muss aber die erforderliche Infor-



mation gleichwertig wiedergegeben werden. Die Hinweise müssen so aus-



gestaltet sein, dass Menschen mit Behinderungen erkennen können, ob 



sie den Wahlraum ohne fremde Hilfe aufsuchen können oder nicht. Die 



Angabe „barrierefrei“ stellt höhere Anforderungen an ein Wahllokal als nur 



rollstuhlgerecht zu sein. Auf die Internetseite des Beauftragten der 
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Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen 



(www.behindertenbeauftragter.de) und die dortigen Ausführungen zur 



Barrierefreiheit wird verwiesen. 



 



6.3.2 In der Wahlbenachrichtigung muss vergleichbar dem Muster in Anlage 3 



der Bundeswahlordnung (BWO) und der Europawahlordnung (EuWO) und 



§ 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 8 Buchstabe d der Kommunalwahlordnung 



(KomWO) darauf hingewiesen werden, durch welches Postunternehmen 



oder auf welche andere Weise die Übersendung der Briefwahlunterlagen 



erfolgt (§ 12 Absatz 1 Satz 2 Nummer 7 Buchstabe d LWO). Da die 



Informationen auf der Wahlbenachrichtigung gut lesbar sein müssen, 



empfiehlt es sich, bei der Wahlbenachrichtigung ein Briefformat anstelle 



des Postkartenformats vorzusehen. Auf die rechtzeitige Zustellung ist zu 



achten. 



 



6.3.3 Wenn am Wahltag gleichzeitig eine Bürgermeisterwahl oder ein Bürger-



entscheid durchgeführt wird, kann die Wahlbenachrichtigung mit der Land-



tagswahl verbunden werden (§ 51d Absatz 4 Satz 1 KomWO). In diesem 



Fall muss die gemeinsame Wahlbenachrichtigung auch den Vorschriften 



des Kommunalwahlrechts entsprechen (§ 4 Absatz 1 Satz 2 KomWO). 



Werden für die Landtagswahl und die Bürgermeisterwahl bzw. den Bürger-



entscheid keine personenidentischen Wahlvorstände gebildet, wird emp-



fohlen, getrennte Wahlbenachrichtigungen zu verwenden, damit die Wahl-



berechtigten bei den getrennten Wahlhandlungen jeweils eine Wahlbe-



nachrichtigung abgeben können (§ 29 Absatz 3 KomWO, § 34 Absatz 3 



LWO). Der der gemeinsamen Wahlbenachrichtigung beizufügende ge-



meinsame Antrag auf Erteilung von Wahlscheinen (§ 51d Absatz 4 Satz 2 



KomWO) sollte so gestaltet werden, dass mit dem gemeinsamen Antrag 



grundsätzlich die Ausstellung von Wahlscheinen sowohl für die Landtags-



wahl als auch für die Bürgermeisterwahl bzw. den Bürgerentscheid bean-



tragt wird, wenn im Antrag nicht eine der Wahlen bzw. Abstimmungen aus-



drücklich gestrichen wurde. 



 



7. Wahlscheine 



 



Die Erteilung eines Wahlscheines erfolgt für Personen, die im Wählerver-



zeichnis eingetragen sind, auf Antrag ohne die Angabe und Glaubhaft-



machung von Hinderungsgründen (§ 22 Absatz 1 LWG, § 18 Absatz 1 



LWO). 





http://www.behindertenbeauftragter.de/
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Personen, die nicht im Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten in 



den Fällen des § 18 Absatz 2 LWO auf Antrag einen Wahlschein. Erfasst 



sind Fälle, in denen die Frist nach § 11 Absatz 2 LWO (Insassen von 



Justizvollzugsanstalten; Wahlberechtigte ohne Wohnung) oder § 21 



Absatz 4 Sätze 1 und 3 LWG (Einspruch gegen das Wählerverzeichnis) 



für den Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis nachweislich ohne 



Verschulden versäumt wurde oder in denen das Recht auf Wahlteilnahme 



erst nach Ablauf der Frist entstanden ist. Zudem sind die Fälle erfasst, in 



denen das Wahlrecht im Einspruchs- oder Beschwerdeverfahren festge-



stellt worden und die Feststellung erst nach Abschluss des Wählerver-



zeichnisses dem Bürgermeister bekannt geworden ist. 



 



7.1 Beantragung von Wahlscheinen 



 



7.1.1 Nach § 19 Absatz 1 Satz 1 und 2 LWO kann ein Wahlscheinantrag wie bei 



den letzten Parlamentswahlen mittels den dort ausdrücklich genannten 



Formen oder durch sonstige dokumentierbare elektronische Übermittlung 



(z. B. E-Mail) gestellt werden. Eine digitale Signatur ist nicht erforderlich. 



Anträge per SMS sind aber nicht möglich. Telefonische Antragstellungen 



sind unzulässig (§ 19 Absatz 1 Satz 3 LWO). Vergleichbar dem Bundes-



wahlrecht (§ 27 Absatz 2 BWO, § 26 Absatz 2 EuWO) und dem 



Kommunalwahlrecht (§ 10 Absatz 1 KomWO) ist in § 19 Absatz 1 Satz 4 



LWO verpflichtend festgelegt, dass im Wahlscheinantrag bestimmte 



Identifizierungsmerkmale (Vor- und Familiennamen, Geburtsdatum und 



Wohnanschrift) anzugeben sind. Darüber hinaus kann der Wahlbe-



rechtigte gebeten werden, auf freiwilliger Basis die Wahlbezirks- bzw. 



Wählerverzeichnis-Nummer anzugeben. 



 Anträge auf Ausstellung von Wahlscheinen sind unverzüglich zu 



bearbeiten. 



 



7.1.2 Der Wahlscheinantrag kann auch durch einen Bevollmächtigten gestellt 



werden (§ 19 Absatz 1 Satz 5 LWO). Eine Generalvollmacht als Nachweis 



der Berechtigung halten wir für ausreichend, wenn sie alle Rechts-



handlungen umfasst und keinen entsprechenden Ausschluss enthält 



(anders Schreiber, BWahlG, § 17 Rn. 13b seit der 10. Auflage). Sie 



braucht ebenso wie die Vollmacht für die Antragstellung oder die 



Entgegennahme des Wahlscheins (§ 20 Absatz 5 LWO) nicht notariell 



beglaubigt zu sein. 
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 Auf die Vorlage einer schriftlichen Vollmacht kann auch dann nicht 



verzichtet werden, wenn es sich um Ehegatten, Lebenspartner oder 



Verwandte handelt. Im Gegensatz zur Europawahl und der Bundestags-



wahl besteht aber keine zahlenmäßige Beschränkung auf höchstens vier 



Wahlberechtigte. 



 



7.1.3 Für die Wahlberechtigten in den Einrichtungen nach § 39 Absatz 1 LWO 



kommt die Ausstellung von Wahlscheinen auf Antrag in Betracht, wenn 



weder ein Sonderwahlbezirk noch ein beweglicher Wahlvorstand gebildet 



werden. 



 



7.1.4 Wahlscheine können bei den Gemeinden grundsätzlich bis zum zweiten 



Tag vor der Wahl (Freitag, den 12. März 2021), 18:00 Uhr, in Ausnahme-



fällen noch bis zum Wahltag, 15:00 Uhr beantragt werden (§ 19 Absatz 2 



LWO). Falls ein beantragter Wahlschein nicht zugegangen ist und der 



Wahlberechtigte dies glaubhaft versichert, kann bis zum Tag vor der Wahl 



(Samstag, den 13. März 2021), 12:00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt 



werden (§ 20 Absatz 12 Satz 2 LWO). Verliert der Wahlberechtigte seinen 



Wahlschein, erhält er keinen Ersatz (§ 20 Absatz 12 Satz 1 LWO). 



 



7.2 Erteilung von Wahlscheinen 



 



7.2.1 Nach § 20 Absatz 2 LWO dürfen Wahlscheine nicht vor Zulassung der 



Wahlvorschläge durch den Kreiswahlausschuss erteilt werden. Der Kreis-



wahlausschuss entscheidet am 54. Tag vor der Wahl, also am 



19. Januar 2021, über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 30 Absatz 1 



LWG). Danach ist zumindest die Beschwerdefrist von drei Tagen, 



gegebenenfalls auch die spätestens am 44. Tag vor der Wahl, also am 



29. Januar 2021, zu treffende Beschwerdeentscheidung des Landeswahl-



ausschusses (§ 31 LWG) abzuwarten. Zu diesem Zeitpunkt werden die 



Stimmzettel noch nicht zur Verfügung stehen, weil mit dem Druck erst 



noch begonnen werden muss; folglich können auch Briefwahlunterlagen 



noch nicht herausgegeben werden. 



 



7.2.2 Wahlschein und Briefwahlunterlagen sind grundsätzlich dem Wahlbe-



rechtigten zu übersenden bzw. auszuhändigen. Für die Aushändigung des 



Wahlscheins und der Briefwahlunterlagen an Dritte (auch Ehegatte, 



Lebenspartner oder Verwandte) ist eine schriftliche Vollmacht erforderlich 



(§ 20 Absatz 5 Satz 1 LWO). Dies kann auch eine Generalvollmacht sein. 
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7.2.3 Nach § 20 Absatz 4 Satz 1 LWO sind  mit Ausnahme der Wahl in einem 



Sonderwahlbezirk und vor einem beweglichen Wahlvorstand (§ 20 Ab-



satz 4 Satz 2 i. V. m. § 21 Absatz 1 Satz 2 LWO)  nur Wahlscheine mit 



Briefwahlunterlagen auszugeben. 



 



 Ohne Briefwahlunterlagen hat die Gemeinde Wahlscheine von Amts 



wegen unmittelbar den Wahlberechtigten zu übersenden, die in einer 



Einrichtung leben oder arbeiten, für die ein Sonderwahlbezirk gebildet 



oder für die die Stimmabgabe vor einem beweglichen Wahlvorstand 



vorgesehen ist, und dort wählen möchten (§ 21 Absatz 1 LWO). 



 



7.2.4 Nach § 20 Absatz 6 LWO sind Postsendungen von der Gemeinde freizu-



machen. Die Gemeinde übersendet dem Wahlberechtigten Wahlschein 



und Briefwahlunterlagen mit Luftpost oder einer anderen schnelleren 



Versendungsart, wenn sich aus dem Antrag auf Erteilung des Wahl-



scheins ergibt, dass er aus einem außereuropäischen Gebiet wählen will, 



oder wenn eine schnellere Versendungsart sonst geboten erscheint. Der 



Wahlbriefumschlag, der den Briefwahlunterlagen beizufügen ist, ist freizu-



machen, sofern nicht anzunehmen ist, dass der Wahlberechtigte den 



Wahlbrief außerhalb des Bundesgebiets aufgeben, sich einer anderen 



Versendungsart bedienen oder den Wahlbrief bei der zuständigen Stelle 



abgeben will (§ 20 Absatz 6 Satz 3 LWO). 



 



7.2.5 Anders als im Bundes-, Europa- und Kommunalwahlrecht ist im Landtags-



wahlrecht die Versendung einer Kontrollmitteilung an die Wohnanschrift 



des Wahlberechtigten in den Fällen, in denen er den Wahlschein in einer 



der in § 19 Absatz 1 Satz 2 LWO zugelassenen besonderen Form der 



Antragstellung (durch Telegramm, Fernschreiben, Fernkopie, E-Mail oder 



durch sonstige dokumentierbare elektronische Übermittlung) an eine 



andere Anschrift als seine Wohnanschrift beantragt hat, nicht vorgesehen. 



 In Zweifelsfällen wird jedoch empfohlen, entsprechend den Regelungen 



des Bundes (vgl. § 28 Absatz 4 Satz 2 BWO) zu verfahren und mit dem 



Versand des Wahlscheins und der Briefwahlunterlagen an die andere 



Anschrift zugleich eine Kontrollmitteilung an die Wohnanschrift des Wahl-



berechtigten zu versenden. Bei gleichzeitiger Durchführung einer Bürger-



meisterwahl oder eines Bürgerentscheids ergibt sich die Pflicht zur 



Versendung einer Kontrollmitteilung aus § 11 Absatz 6 Satz 4 KomWO. 
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7.2.6  Holen Wahlberechtigte den Wahlschein und die Briefwahlunterlagen 



persönlich bei der Gemeinde ab, soll ihnen Gelegenheit gegeben werden, 



die Briefwahl an Ort und Stelle auszuüben. Hierfür sind die notwendigen 



wahlrechtlichen Vorkehrungen (Sichtschutz) zu treffen (§ 20 Absatz 8 



LWO). Die entgegengenommenen Wahlbriefe sind zu sichern. 



 Ggf. notwendige infektionsschutzrechtliche Vorkehrungen bleiben davon 



unberührt. 



 



7.2.7 Auf Grund von Vorkommnissen in der Vergangenheit wird gebeten, darauf 



zu achten, dass bei der Versendung der Stimmzettel mit den Briefwahl-



unterlagen beziehungsweise der Ausgabe von Stimmzetteln im Wahllokal 



keine Verwechslungen mit Stimmzetteln eines anderen Wahlkreises oder 



mit für die repräsentative Wahlstatistik gekennzeichneten Stimmzetteln 



unterlaufen. 



 



 Im Rahmen der Schulung der Mitglieder des Wahlvorstands wird gebeten, 



auch das richtige Verfahren für die Fälle abzuhandeln, in denen Wahlbe-



rechtigte mit ihren Briefwahlunterlagen in das Wahllokal kommen, da es 



unbedingt zu vermeiden gilt, Wahlberechtigte zu Unrecht an der Ausübung 



ihres Wahlrechts zu hindern (s. Beschlussempfehlung des Wahlprüfungs-



ausschusses des Deutschen Bundestages, BT-Drs. 19/3050, Anlage 1, S. 



7, http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/030/1903050.pdf ). In diesem Fall 



sind die Wahlberechtigten darauf hinzuweisen, dass sie entweder 



 



 im Wahllokal unter Vorlage ihres Wahlscheins (§ 34 Absatz 5 Satz 



1 Nummer 2 LWO) wählen können oder 



 die vollständig ausgefüllten Briefwahlunterlagen bei der auf dem 



Wahlbriefumschlag als Empfänger aufgedruckten Stelle bis 



spätestens 18 Uhr einzuwerfen haben (§ 38 Absatz 5 LWG). 



 



7.2.8 § 40 Absatz 6 LWO bestimmt, dass Wahlbriefe, die einem von der 



Gemeinde vor der Wahl bekannt gegebenen Postunternehmen im 



Bundesgebiet in amtlichen Wahlbriefumschlägen ohne Bestimmung einer 



besonderen Versendungsform zur Beförderung übergeben werden, vom 



Wähler nicht freigemacht werden müssen. In diesen Fällen erfolgt die 



Beförderung des Wahlbriefs nur dann unentgeltlich, wenn sich der Wähler 



des von der Gemeinde amtlich bekannt gemachten Postunternehmens (s. 



Anlage 1 der LWO) bedient. Für besondere Beförderungsformen (z. B. 



Eilzustellung oder Einschreiben) hat der Einsender das zusätzliche 





http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/030/1903050.pdf
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Leistungsentgelt zu tragen. Bei Beförderung durch ein anderes Postunter-



nehmen ist das dafür fällige Leistungsentgelt vom Wähler in voller Höhe 



zu entrichten, ansonsten kann eine ordnungsgemäße Beförderung nicht 



gewährleistet werden. 



 



 Die Gemeinden können über die Beförderung und Zustellung der Wahl-



briefe eine entsprechende Vereinbarung mit einem Postunternehmen 



(Deutsche Post AG oder einem anderen geeigneten Postunternehmen, 



das u.a. die Voraussetzungen für eine entsprechend rasche Beförderung 



auch unter Berücksichtigung einer Aufgabe des Wahlbriefs in entfernter 



liegenden Orten des Bundesgebiets erfüllt) abschließen. Grundsätzlich 



besteht auch die Möglichkeit, dass die Kreiswahlleiter auf freiwilliger Basis 



eine Entgeltvereinbarung für die Wahlbriefbeförderung und -zustellung für 



die ihrem Wahlkreis angehörenden Gemeinden abschließen. Sowohl bei 



der Wahl der Versendungsform als auch der Auswahl des Postunter-



nehmens für den Versand der Wahlscheine und Briefwahlunterlagen von 



der Gemeinde zu den Wahlberechtigten sowie des Wahlbriefes vom 



Wahlberechtigten an die Briefwahlstelle ist sicherzustellen, dass die 



Unterlagen den jeweiligen Adressaten rechtzeitig erreichen. 



 



 Der Wahlbrief muss vom Wähler deshalb bei dem von der Gemeinde 



bestimmten Postunternehmen (Deutsche Post AG oder sonstiges Post-



unternehmen) so rechtzeitig aufgegeben werden, dass er am Samstag vor 



der Wahl der Briefwahlstelle regulär zugestellt wird. Wahlbriefe, die erst 



am Wahlwochenende in Briefkästen der Deutschen Post AG oder eines 



sonstigen Postunternehmens eingeworfen werden, werden nicht mehr 



rechtzeitig zum Wahlsonntag zugestellt. Nach den Hinweisen zur 



Briefwahl (Anlage 1 der LWO) sollte innerhalb der Bundesrepublik 



Deutschland der Wahlbrief deshalb spätestens drei Werktage vor der 



Wahl (spätestens am Donnerstag, dem 11. März 2021), bei entfernter 



liegenden Orten noch früher, bei dem Postunternehmen eingeliefert 



werden. 



 



7.2.9 Um zu vermeiden, dass Wahlbriefe für die Landtagswahl verspätet 



eingehen, wird gebeten, bei Informationen zur Briefwahl stets auf die 



möglichst frühzeitige Absendung der Wahlbriefe (spätestens am 



Donnerstag, 11. März 2021, bei entfernteren Orten früher) hinzuweisen. 



Aus diesem Grund ist in der Anlage 1 der Landeswahlordnung (Rückseite 



des Wahlscheins) in den Hinweisen für Briefwähler und Briefwählerinnen 
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das Erfordernis der rechtzeitigen Absendung des Wahlbriefs optisch 



hervorgehoben. 



 



7.2.10 Um Wahlfehler und Wahlanfechtungen zu vermeiden, werden die 



Gemeinden dringend gebeten, nicht nur am Samstag, den 13. März 2021, 



sondern bereits an den Wochenenden vor dem Wahltag ihre Briefkästen 



so regelmäßig zu leeren, dass keine Gefahr besteht, dass aus über-



quellenden Briefkästen Wahlbriefe entnommen werden können. Da dies 



bei vergangenen Wahlen – nicht nur bei der kombinierten Wahl am 



26. Mai 2019  zu wiederholten Beschwerden führte, ist eine ausreichende 



Leerung unbedingt sicherzustellen, ggf. auch durch mehrmalige Leerung 



an den betroffenen Tagen. Die Anzahl der Briefwähler ist bei den ver-



gangenen Wahlen stetig gestiegen und es steht zu erwarten, dass sich 



dieser Trend bei der kommenden Landtagswahl fortsetzen wird – 



unabhängig von der Corona-Pandemie, deren Verlauf bis Frühjahr 2021 



derzeit noch niemand vorhersehen kann. 



 



7.3 Form und Inhalt der Wahlscheine 



 



 Grundsätzlich ist der Wahlschein mit Vorder- und Rückseite des Musters 



Anlage 1 LWO zu verwenden. Bei Druckproblemen kann die Rückseite 



auch separat  unter Anpassung der beiden Verweise im Wahlschein  



ausgedruckt werden. Möglich ist auch die Verwendung eines geeigneten 



Merkblatts, entweder zusätzlich zu den Hinweisen auf der Rückseite des 



Wahlscheins oder  um die Informationen für den Wähler zu straffen  



anstelle der Rückseite, jeweils unter Anpassung der Verweise im 



Wahlschein. 



 Die Wahlscheine müssen eigenhändig von den mit der Erteilung 



beauftragten Bediensteten unterschrieben und mit dem Dienstsiegel 



versehen werden. Das Dienstsiegel kann auch eingedruckt werden. Wird 



der Wahlschein mit Hilfe automatischer Einrichtungen erstellt, kann an 



Stelle der Unterschrift der Name des beauftragten Bediensteten einge-



druckt werden (§ 20 Absatz 3 Satz 3 LWO). 
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8. Wahlvorschläge 



 



8.1 Bewerberaufstellung 



 



 Nach § 24 Absatz 1 LWG kann die Wahl der Vertreter für die Vertreterver-



sammlung seit 1. November 2019 und die Aufstellung der Bewerber und 



Ersatzbewerber der Parteien seit 1. Februar 2020 erfolgen.  



 



 Nach den pandemiebedingten Einschränkungen durch die Corona-Verord-



nung der Landesregierung konnte den Parteien am 15. Mai 2020 mitgeteilt 



werden, dass Aufstellungsversammlungen zulässig sind (vgl. E-Mail vom 



15.5.2020). Nach heutigem Stand sind diese nach § 11 der Corona-Ver-



ordnung zulässig, ohne dass die Verordnung eine Höchstteilnehmerzahl 



vorgibt. 



 



 Parteien müssen ihre Bewerber und ggf. Ersatzbewerber in einer Mitglie-



derversammlung oder einer Vertreterversammlung aufstellen. Die Mitglie-



derversammlung ist die Versammlung der Parteimitglieder, die zu diesem 



Zeitpunkt im Wahlkreis wahlberechtigt sind. Die Vertreterversammlung 



setzt sich aus Parteimitgliedern zusammen, die von den im Wahlkreis 



wahlberechtigten Parteimitgliedern aus ihrer Mitte gewählt worden sind.  



 



 § 24 Absatz 1 LWG regelt die gesetzlichen Mindestanforderungen an ein 



demokratisches Aufstellungsverfahren. Unabhängig von sonstigen sat-



zungsmäßigen Regelungen (§ 24 Absatz 4 LWG) dürfen Bewerber und 



ggf. Ersatzbewerber nur von der den Wahlvorschlag einreichenden Partei 



vorgeschlagen werden und muss jeder stimmberechtigte Teilnehmer die 



Möglichkeit haben, der Versammlung einen eigenen Nominierungsvor-



schlag zu unterbreiten. Alle Bewerber müssen die Gelegenheit bekom-



men, sich und ihr Programm der Versammlung in angemessener Zeit vor-



zustellen. Die Bewerber und ggf. Ersatzbewerber müssen in geheimer Ab-



stimmung gewählt werden, was eine Versammlung von mindestens drei 



stimmberechtigten Teilnehmern voraussetzt. Der Leiter der Versammlung 



und zwei von dieser bestimmte Teilnehmer haben dem Kreiswahlleiter an 



Eides statt zu versichern, dass den gesetzlichen Anforderungen Rech-



nung getragen wurde (§ 23 Absatz 5 Nummer 3 LWO). 
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 Für Fälle, in denen für Bewerber im Melderegister eine Auskunftssperre 



nach § 51 Absatz 1 bis 4 BMG eingetragen und nur die Erreichbarkeitsan-



schrift zu verwenden ist, werden die Kreiswahlleiter auf die unverzügliche 



Unterrichtung der Landeswahlleiterin und die Berücksichtigung auf dem 



Stimmzettel hingewiesen (§ 27 Absatz 2 Satz 3 und 4, § 28 Absatz 2 Satz 



2 LWO). 



 



 Anders als im Bundeswahlrecht (§ 21 Absatz 1 BWG) können auch Be-



werber nominiert werden, die Mitglied einer anderen Partei sind. Nach § 3 



LWG ist die Verbindung von Wahlvorschlägen mehrerer Parteien und die 



Aufstellung gemeinsamer Wahlvorschläge nicht zulässig. Sind Bewerber 



und/oder Ersatzbewerber nur oder auch Mitglied einer anderen als der 



den Wahlvorschlag einreichenden Partei, werden die Kreiswahlleiter um 



unverzügliche Unterrichtung der Landeswahlleitung über die Parteimit-



gliedschaft/Doppelmitgliedschaft dieser Bewerber und Ersatzbewerber ge-



beten. 



 



8.2 Unterstützungsunterschriften, Bescheinigung des Wahlrechts und 



der Wählbarkeit durch die Gemeinden 



 



8.2.1 Wer einen Wahlvorschlag unterzeichnet, muss im Zeitpunkt der Unter-



zeichnung in dem betreffenden Wahlkreis wahlberechtigt sein. Wahlbe-



rechtigt sind Deutsche, die 



 



 das 18. Lebensjahr vollendet haben, 



 seit mindestens drei Monaten in Baden-Württemberg ihre Wohnung, bei 



mehreren Wohnungen ihre Hauptwohnung, haben oder sich sonst ge-



wöhnlich aufhalten und  



 nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind. Vom Wahlrecht ausge-



schlossen ist, wer infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt. 



 



  Die Gemeinden haben daher darauf zu achten, dass auf dem Formblatt für 



eine Unterstützungsunterschrift außer den Personalien auch das Datum 



der Unterzeichnung angegeben ist (§ 23 Absatz 4 Nummer 2 und 3 LWO). 



Ferner müssen sie sorgfältig prüfen, ob sich der in dem Formblatt ge-



nannte Wahlvorschlag auf den Wahlkreis bezieht, in dem die unterzeich-



nende Person wahlberechtigt ist. 



 Die Gemeinden dürfen das Wahlrecht für jede unterzeichnende Person 



nur einmal bescheinigen; sie dürfen dabei nicht festhalten, für welchen 
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Wahlvorschlag die erteilte Bescheinigung bestimmt ist (§ 23 Absatz 6 Satz 



2 LWO). Es ist den Gemeinden überlassen, auf welche Weise sie dieser 



Verpflichtung nachkommen. Sie können über die erteilten Bescheinigun-



gen manuell oder in automatisierter Form Listen mit den Namen und sons-



tigen erforderlichen Daten der Wahlberechtigten führen, jedoch ohne Hin-



weis darauf, für welchen Wahlvorschlag die Unterschrift geleistet worden 



ist. Aus diesem Grund sind auch keine vollständigen Kopien der ausgefüll-



ten Formblätter zulässig. Im Melderegister sind entsprechende Hinweise 



ebenfalls nicht zulässig, so dass getrennte wahlrechtliche Listen zu erstel-



len sind. Auf die Sicherung dieser Listen ist besonders zu achten; sie ge-



hören zu den übrigen Wahlunterlagen im Sinne von § 70 Absatz 3 LWO. 



 



Wird bei der Prüfung des Wahlrechts festgestellt, dass die unterzeich-



nende Person am Tag der Unterzeichnung noch keine drei Monate in der 



Gemeinde mit (Haupt-)Wohnsitz gemeldet ist, sollte die Gemeinde mit der 



Fortzugsgemeinde Kontakt aufnehmen, um zu klären, ob die Person seit 



mindestens drei Monaten ununterbrochen in Baden-Württemberg ihre 



Wohnung, bei mehreren Wohnungen ihre Hauptwohnung, hat. 



 



 Wird bei der Prüfung des Wahlrechts festgestellt, dass die unterzeich-



nende Person nach dem 1. Februar 2020 (frühester Termin für die Aufstel-



lung von Wahlvorschlägen und damit für die Unterstützung eines Wahlvor-



schlags) in die Gemeinde (mit Hauptwohnsitz) zugezogen ist, so ist mit der 



Fortzugsgemeinde Kontakt aufzunehmen, um zu klären, ob die Fortzugs-



gemeinde für die unterzeichnende Person bereits das Wahlrecht für eine 



Unterstützungsunterschrift bestätigt hat. Ist dies der Fall, darf die Zuzugs-



gemeinde für diese Person keine Wahlrechtsbescheinigung ausstellen. 



Die Fort- und die Zuzugsgemeinde haben Nr. 8.2.2 zu beachten. 



 



8.2.2 Nach § 23 Absatz 4 Nummer 4 LWO darf ein Wahlberechtigter nur einen 



Wahlvorschlag unterzeichnen. Hat er mehrere Wahlvorschläge unterzeich-



net, ist die Unterschrift auf allen Wahlvorschlägen ungültig. Stellt eine Ge-



meinde fest, dass jemand mehrere Unterstützungsunterschriften geleistet 



hat, ist der Kreiswahlleiter darüber zu unterrichten. 



 



8.2.3 Die Bescheinigung des Wahlrechts ist kostenfrei zu erteilen (§ 23 Absatz 6 



Satz 1 LWO). Die Bescheinigung ist unverzüglich zu erteilen. 
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8.3 Wählbarkeitsbescheinigung 



 



8.3.1 Bewerber und ggf. Ersatzbewerber müssen nachweisen, dass sie das 



„passive Wahlrecht“, also die Fähigkeit besitzen, als Bewerber bzw. Er-



satzbewerber zur Landtagswahl aufgestellt und gewählt zu werden. Der 



Nachweis wird durch die Vorlage einer Wählbarkeitsbescheinigung, die 



dem Wahlvorschlag anzuschließen ist, erbracht (§ 23 Absatz 5 Satz 1 



Nummer 2 LWO). Für die Bescheinigung der Wählbarkeit ist diejenige Ge-



meinde zuständig, in deren Bereich der Bewerber bzw. Ersatzbewerber 



seine Hauptwohnung hat oder sich sonst gewöhnlich aufhält. Die Wählbar-



keitsbescheinigung wird nach dem Muster der Anlage 7 der LWO erteilt. 



 



8.3.2 Die Bescheinigung der Wählbarkeit ist kostenfrei zu erteilen (§ 23 Absatz 



6 Satz 1 LWO). Die Bescheinigung ist unverzüglich zu erteilen. 



 



8.4  Gruppenauskünfte an Wahlvorschlagsträger nach § 50 BMG 



 



 Nach § 50 Absatz 1 BMG darf die Meldebehörde Parteien, Wählergruppen 



und anderen Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit Wah-



len und Abstimmungen auf staatlicher und kommunaler Ebene in den 



sechs der Wahl oder Abstimmung vorangehenden Monaten Auskunft aus 



dem Melderegister über die in § 44 Absatz 1 Satz 1 BMG bezeichneten 



Daten von Gruppen von Wahlberechtigten erteilen, soweit für deren Zu-



sammensetzung das Lebensalter bestimmend ist. Die Auskünfte erstre-



cken sich nur auf Familiennamen, Vornamen, Doktorgrad und Anschriften. 



Die Geburtsdaten der Wahlberechtigten dürfen dabei nicht mitgeteilt wer-



den. Die Person oder Stelle, der die Daten übermittelt werden, darf diese 



nur für die Werbung bei einer Wahl oder Abstimmung verwenden und hat 



sie spätestens einen Monat nach der Wahl oder Abstimmung zu löschen 



oder zu vernichten. 



 



 Die Wahlberechtigten haben das Recht, der Aufnahme ihrer Personalien 



in solche Gruppenauskünfte zu widersprechen. Hierauf sind sie bei ihrer 



Anmeldung nach § 17 Absatz 1 BMG und einmal jährlich durch ortsübliche 



Bekanntmachung hinzuweisen (§ 50 Absatz 5 BMG). Dieser Hinweis der 



Meldebehörden bietet sich explizit im Vorfeld der Wahl bzw. des Wahl-



kampfes an, um etwaigem Unmut von Bürgerinnen und Bürgern, die Wahl-



werbung empfangen, präventiv entgegenzuwirken.  
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Nach Auffassung des LfDI Baden-Württemberg ist § 50 Absatz 1 BMG als 



Ausnahmeregel zur Informationspflicht gemäß Artikel 4 Absatz 5 lit. c) DS-



GVO zu betrachten, so dass über die Erlangung personenbezogener Da-



ten über diesen Weg die Betroffenen nicht informiert werden müssen. 



 



9. Stimmzettel und Stimmzettelumschläge 



 



9.1 Für die Wahl dürfen nur amtliche Stimmzettel und bei der Briefwahl 



amtliche Stimmzettelumschläge verwendet werden (§ 37 Absatz 1 Satz 1 



LWG). Diese sind von den Kreiswahlleitern zu beschaffen (§ 28 Absatz 1 



Satz 1 LWO). Wie im Bundeswahlrecht sind die Stimmzettelumschläge bei 



der Urnenwahl bereits seit der Landtagswahl 2006 abgeschafft. 



 



9.2 Um das Wahlgeheimnis zu sichern, muss das Papier des Stimmzettels so 



beschaffen sein, dass nach Kennzeichnung und Faltung durch den Wähler 



andere Personen nicht erkennen können, wie er gewählt hat (§ 28 Absatz 



2 LWO). Empfehlenswert ist das bei den letzten Parlamentswahlen des 



Bundes verwendete Papier: 90g/qm, 100 % Altpapier. Bei der Ausschrei-



bung des Papiers sollte als zusätzlicher Parameter auf eine Opazität (Un-



durchsichtigkeit des Papiers) von mindestens 98 % geachtet werden. Die 



Stimmzettel müssen in jedem Wahlkreis von gleicher Farbe und Beschaf-



fenheit sein (§ 28 Absatz 2 Satz 4 LWO). Farbunterschiede zu den Stimm-



zetteln eines anderen Wahlkreises können jedoch hilfreich sein, um Fehler 



bei der Ausgabe zu vermeiden (s. Nummer 7.2.7). Werden vorgefaltete 



Stimmzettel ausgegeben, hat bereits die Vorfaltung in einer das Wahlge-



heimnis sichernden Weise zu erfolgen (s. Beschlussempfehlung des 



Wahlprüfungsausschusses des Bundestages, BT-Drs. 17/2200, Anlage 7, 



S. 27, (http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/17/022/1702200.pdf ). Damit 



blinde Wähler selbst erkennen können, wo bei einem Stimmzettel die Vor-



derseite und wo oben ist, sollte der Stimmzettel in der rechten oberen 



Ecke eine ertastbare Kennzeichnung enthalten (Lochung oder abgeschnit-



tene Ecke, weitere Erläuterungen s. Nr. 14 Stimmzettelschablonen). 



 



9.3 In Wahlbezirken und Briefwahlbezirken, in denen die repräsentative Wahl-



statistik nach § 60 Absatz 2 bis 8 LWG durchgeführt wird, werden bei der 



Stimmabgabe Stimmzettel mit Unterscheidungsbezeichnungen nach Ge-



schlecht und Geburtsjahresgruppen verwendet (§ 37 Absatz 1 Satz 2 



LWG). Bei entsprechenden Rückfragen von Wählern ist darauf hinzuwei-





http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/17/022/1702200.pdf
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sen, dass diese Stimmzettel in den entsprechenden Wahlbezirken verwen-



det werden müssen, aber die Unterscheidungsbezeichnungen keine indivi-



dualisierte Zuordnung der Stimmabgabe ermöglichen. Erfasst wird ledig-



lich die Zugehörigkeit zu einer nach Geschlecht und Alter bestimmten 



Gruppe, die so viele Personen umfasst, dass keine Rückschlüsse auf das 



Wahlverhalten Einzelner gezogen werden kann.  



 



10. Datenschutz 



 



 Im Zuge der Vorbereitung und Durchführung der Landtagswahlen werden 



durch die Gemeinden und Landkreise im Rahmen der Wahlprüfung, bei 



Wahlanfechtungen und sonstigen wahlrechtlichen Rechtsbehelfen, ggf. 



auch durch die Rechtsaufsichtsbehörden, personenbezogene Daten ver-



schiedener Personen (Wahlberechtigte, Bewerber, Ersatzbewerber, Ver-



trauensleute für Wahlvorschläge, Mitglieder der Wahlorgane) verarbeitet. 



Hierfür gelten die einschlägigen Bestimmungen in den wahlrechtlichen 



Rechtsgrundlagen. Diese gehen auch nach Inkrafttreten der Datenschutz-



Grundverordnung dem allgemeinen Datenschutzrecht vor. Soweit das 



Landtagswahlrecht die Verarbeitung personenbezogener Daten bei der 



Vorbereitung und Durchführung der Landtagswahlen regelt, handelt es 



sich um bereichsspezifische Regelungen zur Datenverarbeitung gemäß 



Artikel 6 Absatz 2 und 3 sowie Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe e und 



Absatz 2 der Datenschutz-Grundverordnung. Soweit darüber hinaus eine 



Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt, die weder durch das 



Landtagswahlrecht noch durch sonstiges bereichsspezifisches Datenver-



arbeitungsrecht geregelt ist, sind die Bestimmungen des allgemeinen 



Datenschutzrechts zu beachten. 



 



III. Wahlhandlung, Ermittlung des Wahlergebnisses, Sonstiges 



 



11.  Wahlzeit 



 



 Die Wahlzeit dauert von 8:00 bis 18:00 Uhr (§ 33 Satz 1 LWG), es sei 



denn, bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 30 Absatz 1, § 38 Absatz 



4 oder § 39 Absatz 2 LWO wird innerhalb der allgemeinen Wahlzeit eine 



kürzere Wahlzeit festgesetzt. 
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12.  Stimmabgabe 



 



12.1 Nach § 34 Absatz 3 Satz 1 LWO hat der Wähler seine Wahlbenachrichti-



gung  anders als bei Parlamentswahlen auf Bundesebene  im Wahl-



raum abzugeben. Bei einer gemeinsamen Wahlbenachrichtigung für eine 



gleichzeitig stattfindende Bürgermeisterwahl ist dem Wähler die Wahlbe-



nachrichtigung für eine etwaige Neuwahl des Bürgermeisters zurückzuge-



ben (§ 29 Absatz 3 Satz 3 KomWO). Das Recht der Wahlvorstände nach 



§ 34 Absatz 3 Satz 2 LWO vom Wähler zu verlangen, sich über seine Per-



son auszuweisen, ist nicht auf Fälle der Nichtvorlage der Wahlbenachrichti-



gung beschränkt („insbesondere“). Diese Vorschrift dient auch dazu, unbe-



rechtigte Stimmabgaben auf Grund der Vorlage der Wahlbenachrichtigung 



eines anderen Wahlberechtigten zu verhindern. Daher sollte vom Recht, ei-



nen Identitätsnachweis zu verlangen, jedenfalls in Zweifelsfällen Gebrauch 



gemacht werden. 



 



12.2 Um Wahleinsprüche, auch wenn sie unbegründet sind, zu vermeiden, wird 



empfohlen, in den Wahlkabinen nicht radierfähige Schreibstifte bereit zu le-



gen (§ 29 Absatz 3 LWO). Eine Bleistiftkennzeichnung des Stimmzettels 



macht ihn aber nicht ungültig. 



 



12.3 Bei der Landtagswahl werden für die persönliche Stimmabgabe im Wahllo-



kal keine Stimmzettelumschläge ausgehändigt (§ 38 Absatz 1 Satz 1 



LWG). Der Wähler hat den Stimmzettel in der Wahlkabine so zu falten, 



dass die Stimmabgabe nicht erkennbar wird (§ 38 Absatz 3 Satz 2 LWG). 



Die genaue Art der Faltung ist gesetzlich nicht vorgeschrieben. Der gefal-



tete Stimmzettel ist in die Wahlurne zu werfen (§ 38 Absatz 3 Satz 2 



LWG). Ein Wähler, der seinen Stimmzettel außerhalb der Wahlkabine 



kennzeichnet oder faltet, ist vom Wahlvorstand zurückzuweisen (§ 34 Ab-



satz 5 Satz 1 Nummer 4 LWO). Faltet ein Wähler den Stimmzettel so, 



dass seine Stimmabgabe erkennbar ist, ist er ebenfalls zurückzuweisen 



(§ 34 Absatz 5 Satz 1 Nummer 5 LWO). Auf die Möglichkeit des Wählers, 



nach § 38 Absatz 1 Satz 2 LWG i. V. m. § 34 Absatz 7 LWO, einen neuen 



Stimmzettel zu verlangen, wird hingewiesen. 



 



12.4 Sind die Mitglieder des Wahlvorstands für die Landtagswahl personen-



identisch mit den Mitgliedern des Wahlvorstands für eine gleichzeitig statt-



findende Bürgermeisterwahl oder einen Bürgerentscheid und finden die 



Wahlen oder die Abstimmung in demselben Wahlraum statt, kann auch für 
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die Landtagswahl und die Bürgermeisterwahl oder den Bürgerentscheid 



eine gemeinsame Wahlurne verwendet werden (§ 51h Absatz 1 Satz 2 



KomWO). In diesem Fall sollte die Gemeinde darauf achten, dass der 



Stimmzettel für die Bürgermeisterwahl oder den Bürgerentscheid sich farb-



lich deutlich vom Stimmzettel für die Landtagswahl unterscheidet, um Ver-



wechslungen bei der Sortierung nach Urnenleerung auszuschließen. 



Reicht das Volumen einer Wahlurne voraussichtlich nicht aus, um alle 



Stimmzettel aufzunehmen, muss eine weitere Wahlurne bereitgehalten 



werden. Die erste Wahlurne ist bis zur Ermittlung des Wahlergebnisses si-



cher zu verwahren. Im Fall einer gemeinsamen Wahlurne müssen die 



Stimmzettel der Bürgermeisterwahl oder des Bürgerentscheids während 



der (vorrangigen, vgl. § 51i KomWO) Ermittlung des Landtagswahlergeb-



nisses unter Verschluss genommen werden. 



 



12.5 Nach § 34 Absatz 5 Satz 1 Nummer 6 LWO ist ein Wähler vom Wahlvor-



stand zurückzuweisen, der den Stimmzettel in einem Wahlumschlag in die 



Wahlurne werfen will. Im Gegensatz zu § 39 Absatz 1 BWG bestimmt § 42 



Absatz 1 Satz 2 LWG ausdrücklich, dass Stimmen auch ungültig sind, wenn 



der Stimmzettel bei der Stimmabgabe im Wahlraum in einem Umschlag ab-



gegeben wurde. Auch bei einer zeitgleich mit der Landtagswahl durchge-



führten Bürgermeisterwahl oder einem Bürgerentscheid sind keine Stimm-



zettelumschläge zu verwenden. 



 



13. Unzulässige Wahlpropaganda, Öffentlichkeit der Wahlhandlung, 



Wahlbeobachter 



 



13.1 Während der Wahlzeit sind in und an dem Gebäude, in dem sich der 



Wahlraum befindet, sowie unmittelbar vor dem Zugang zu dem Gebäude 



jede Beeinflussung des Wählers durch Wort, Ton, Schrift oder Bild sowie 



jede Unterschriftensammlung verboten (§ 35 Absatz 1 LWG). 



 



Wie der unmittelbare Zugangsbereich abzugrenzen ist, hängt von den je-



weiligen örtlichen Verhältnissen ab. Entscheidend ist, dass die Wähler das 



Gebäude und den Wahlraum betreten können, ohne unmittelbar zuvor 



durch Propaganda oder Unterschriftensammlungen (z. B. auch Sammlung 



von Unterstützungsunterschriften zu Volksbegehren, Volksanträgen/Ein-



wohneranträgen, Bürgerbegehren) behindert oder beeinflusst zu werden. 



In der Regel ist von einem Umkreis von etwa 20 m um den Zugang 
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auszugehen. Im Einzelfall kann auch weitergehend ein besonderer Zugang 



zu dem Gebäude in den Schutzbereich einbezogen sein.  



 



Aus Sicht der Landeswahlleitung bestehen gegen Wählerbefragungen und 



Ergebnisübermittlungen durch Wahlforschungsinstitute keine Bedenken, 



sofern der Ablauf der Wahl und die Ermittlung des amtlichen Wahlergeb-



nisses nicht behindert oder verzögert wird und § 35 Absatz 2 LWG strikt 



eingehalten wird. 



 



13.2  Für die Einhaltung der Ordnung im Wahlraum ist der Wahlvorstand 



zuständig (§ 34 Absatz 2 LWG). Wenn während der Wahlzeit außerhalb 



des Wahlraums gegen § 35 Absatz 1 LWG verstoßen wird, hat der 



Wahlvorstand erforderlichenfalls die für die Ausübung des Hausrechts 



zuständige Stelle und die Ortspolizeibehörde zu verständigen, die bei 



Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen ein polizeiliches Ein-



schreiten veranlassen kann. 



 



13.3 Die Öffentlichkeit der Wahlhandlung nach § 34 Absatz 1 LWG gilt auch un-



ter Pandemiebedingungen. Die Einhaltung eines ausreichenden Mindest-



abstands von 1,5 m zu allen anderen Personen (für den Fall, dass diese 



Infektionsschutzmaßnahme am Wahltag Geltung besitzt) kann dazu füh-



ren, dass abweichend von den normalen Kapazitäten der Zugang von Per-



sonen, die der Wahlhandlung oder der Auszählung beiwohnen wollen, zah-



lenmäßig beschränkt werden muss. 



 



Dieser Öffentlichkeitsgrundsatz, der jedermann und damit auch Medienver-



tretern das Recht auf Zutritt zum Wahlraum gewährt, kann unter keinem 



Gesichtspunkt Einschränkungen des § 35 Absatz 1 LWG rechtfertigen. 



Das Recht auf Zutritt umfasst auch nicht die Befugnis, Hörfunk-, Fernseh- 



oder fotografische Aufnahmen zu machen, etwa im Zusammenhang mit 



der Stimmabgabe Prominenter. Dazu bedarf es jeweils einer besonderen 



Zulassung durch den Wahlvorstand (Schreiber, Bundeswahlgesetz – Kom-



mentar, 10. Auflage, Rn. 3a zu § 31 BWG; BT-Drs. 16/3600, Anlage 4, S. 



53, 64, http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/16/036/1603600.pdf ). Einem be-



stehenden berechtigten öffentlichen Interesse an der Aufnahme Prominen-



ter bei der Stimmabgabe kann entsprochen werden, wenn sichergestellt 



ist, dass es dabei weder zu Verletzungen des aus Gründen der Wahlfrei-



heit und -gleichheit strikten Verbots des § 35 Absatz 1 LWG kommt, noch 



zu einer unangemessenen Störung der Wahlhandlung oder sonstigen 





http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/16/036/1603600.pdf
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Wahlfehlern. Interviews im Wahlraum sind zu unterlassen. § 35 Absatz 1 



LWG verbietet jegliche Äußerungen zur Stimmabgabe, zum Wahlerfolg u. 



a. nicht nur innerhalb des Wahlraums, sondern auch in dem geschützten 



Raum außerhalb des Wahlraums. 



 



13.4 Hinsichtlich des Umgangs mit der bei der Landtagswahl 2016 erstmals auf-



getretenen Thematik der sogenannten „Wahlbeobachter“, die ggf. organi-



satorisch strukturiert und/oder Aufrufen folgend sich mit dem Ziel, evtl. 



„Wahlfälschungen oder -manipulationen“ zu verhindern, in die Wahllokale 



begeben und die Wahlhandlung sowie die Ergebnisermittlung beobachten 



und dabei ggf. über ihre Zuschauerrolle hinaus Forderungen an den Wahl-



vorstand erheben, auf das Wahlgeschäft einwirken oder sich auch gegen-



seitig bekämpfen, wird auf die beiliegende zur Landtagswahl 2016 heraus-



gegebene „Handreichung zur Wahlbeobachtung“ verwiesen, die für die 



Landtagswahl 2021 weiterhin Gültigkeit hat (Anlage 1). 



 



 Es wird gebeten, das Thema in den Schulungen der Wahlvorstände, insbe-



sondere im Hinblick auf die in der Handreichung dargestellten Kriterien hin-



sichtlich Zulässigkeit/Unzulässigkeit der „Wahlbeobachtung“, anzuspre-



chen (s. Beschlussempfehlung des Wahlprüfungsausschusses des Deut-



schen Bundestags, BT-Drs. 19/3050, Anlage 12, S.33, 36, http://dipbt.bun-



destag.de/doc/btd/19/030/1903050.pdf ). 



 



 In gleicher Weise kann diese Handreichung für die öffentlich abzuhalten-



den Sitzungen der Wahlausschüsse herangezogen werden. 



 



14. Stimmzettelschablonen 



 



 Ein blinder oder sehbehinderter Wähler kann sich zur Kennzeichnung des 



Stimmzettels auch einer Stimmzettelschablone bedienen (§ 35 Absatz 4 



LWO). Zur Sicherstellung der Möglichkeit der selbständigen Wahlteilnahme 



von Blinden und Sehbehinderten, sollten bei der Herstellung der Stimmzet-



tel die bundeswahlrechtlichen Vorgaben beachtet und bei allen Stimmzet-



teln die rechte obere Ecke entweder gelocht oder abgeschnitten werden 



(§ 45 Absatz 2 Satz 1 BWO, § 38 Absatz 2 Satz 1 EuWO). 



 



 Nach § 28 Absatz 1 Satz 2 LWO haben die Kreiswahlleiter unverzüglich 



den Blindenvereinen, die zur Herstellung von Stimmzettelschablonen bereit 



sind, Muster der Stimmzettel zur Verfügung zu stellen. Für die Fertigung der 





http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/030/1903050.pdf
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Schablonen sowie die Aufklärung und Information der blinden und sehbe-



hinderten Menschen sind ausschließlich die Blindenorganisationen verant-



wortlich. Es ist nicht vorgesehen, dass die Stimmzettelschablonen durch 



Wahlorgane überprüft oder zusätzliche Schablonen durch die Gemeinden 



vorgehalten werden. Die Wähler werden die Stimmzettelschablonen nach 



der Stimmabgabe wieder mitnehmen. Wegen der einheitlichen Gestaltung 



des Stimmzettels und den Einzelheiten wird noch ein Schreiben der Lan-



deswahlleiterin an die Kreiswahlleiter ergehen. 



 



 Findet zeitgleich mit der Landtagswahl eine Bürgermeisterwahl oder ein 



Bürgerentscheid statt, wird darauf hingewiesen, dass es im Kommunalwahl-



recht keine entsprechende Regelung gibt. Es bestehen jedoch keine Be-



denken, wenn blinde oder sehbehinderte Wähler bei dieser Wahl bzw. Ab-



stimmung eine Schablone als privates Hilfsmittel verwenden. 



 



15. Ermittlung des Wahlergebnisses 



 



15.1 Vorläufiges Ergebnis 



 



 Die Gemeinden melden ihr vorläufiges Wahlergebnis dem Kreiswahlleiter 



(§ 42 Absatz 1 LWO). Die Meldung muss auf schnellstem Weg erstattet 



werden; sie muss die Zahlen der Wahlberechtigten, der Wähler, der 



ungültigen Stimmen, der gültigen Stimmen und der für die einzelnen 



Wahlvorschläge abgegebenen gültigen Stimmen enthalten (§ 42 Absatz 1 



i. V. m. § 41 Absatz 2 LWO). Das Briefwahlergebnis ist in die Schnell-



meldung der Gemeinde einzubeziehen, soweit die Gemeinde für die 



Durchführung der Briefwahl zuständig ist (§ 42 Absatz 1 LWO, § 10 



Absatz 2 LWG). 



 



 Die Kreiswahlleiter melden die vorläufigen Wahlkreisergebnisse (ein-



schließlich Briefwahl) der Landeswahlleiterin (§ 42 Absatz 2 LWO). Zur 



Übermittlung ergehen noch nähere Hinweise. 



 



 Die amtliche Ermittlung der Wahlergebnisse durch die hierzu bestellten 



Wahlorgane und die Gemeinden hat in allen Stufen Vorrang vor den 



Interessen Dritter an den örtlichen Wahlergebnissen. Dies gilt auch für den 



Fall, dass am Wahltag Bürgermeisterwahlen oder Bürgerentscheide 



durchgeführt werden, deren Ergebnis nach dem Wahlergebnis der Land-



tagswahl zu ermitteln ist (§ 51i KomWO). 
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15.2 Endgültiges Ergebnis 



 



 Das endgültige Wahlergebnis ist nach dem Muster der Anlage 10 der 



Landeswahlordnung zusammenzustellen. Die Gemeinden führen darin die 



Ergebnisse der einzelnen Wahlbezirke auf. Sind in einer Gemeinde 



mehrere Wahlbezirke vorhanden, müssen diese nummeriert und textlich 



näher bezeichnet sein (z. B. Nummer 1 Schule, Nummer 2 Kindergarten 



usw.). Die Ergebnisse in den Wahlbezirken sind zusammenzuzählen. 



Soweit die Gemeinden für die Durchführung der Briefwahl zuständig sind, 



ist in der Zusammenstellung auch das Briefwahlergebnis, und zwar 



getrennt nach Briefwahlvorständen, darzustellen. Das Briefwahlergebnis 



ist ebenfalls aufzuaddieren. Am Schluss der Zusammenstellung ist aus 



den Zwischensummen (Wahlbezirke und Briefwahlvorstände) eine 



Gesamtsumme (Gemeindeergebnis) zu bilden. In dieser Zeile ist in 



Spalte 1 die statistische Gemeindekennziffer anzugeben. 



 



 Briefwahlvorstände, Gemeinden sowie Kreiswahlleiter müssen darauf 



achten, dass bei der Briefwahl die Zahl der »Wähler insgesamt« 



(Kennbuchstabe B) und die Zahl der »Wähler mit Wahlschein« 



(Kennbuchstabe B1) immer identisch sein müssen. Zur Übermittlung 



ergehen noch nähere Hinweise.  



 



15.3 Sicherung und Vernichtung von Wahlunterlagen 



 



15.3.1 Wahlniederschriften sowie die weiteren Wahlunterlagen sind zu verwahren 



und gegen Unbefugte zu sichern (§ 43 Absatz 5, § 44 und § 47 Absatz 3 



LWO). Verspätet eingegangene Anträge für Wahlscheine sind nach den 



Bestimmungen von § 19 Absatz 3 LWO, verspätet eingegangene Wahl-



briefe nach den Bestimmungen von § 45 Absatz 5 LWO zu behandeln. 



Müssen versiegelte Pakete zur Vorlage einzelner Unterlagen an Wahl-



organe geöffnet werden (§ 44 Absatz 4 Satz 1 LWO), haben mindestens 



zwei weitere Personen anwesend zu sein und muss eine Niederschrift 



gefertigt werden (§ 44 Absatz 4 Satz 2 LWO). 



 



15.3.2 Auf die Vorschriften des § 69 LWO über die Sicherung der Wahlunterlagen 



wird hingewiesen. Auskünfte aus den zu sichernden Wahlunterlagen 



dürfen nur unter den Voraussetzungen des § 69 Absatz 2 bis 4 LWO 



erteilt werden. Auskünfte aus dem Wählerverzeichnis an Parteien und 
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sonstige Wahlvorschlagsträger sowie an Bewerber sind demnach nicht 



zulässig. 



 



 Die festgelegten Nutzungsbeschränkungen gelten auch für die Gemeinde-



verwaltung; damit ist eine Einsichtnahme oder sonstige Nutzung auch 



durch Angehörige der Verwaltung nur unter den gesetzlich ausdrücklich 



vorgesehenen Voraussetzungen zulässig. 



 



15.3.3 Nach der Wahl sind zunächst die eingenommenen Wahlbenach-



richtigungen unverzüglich zu vernichten; dies gilt auch für Wahlbriefum-



schläge, soweit sie nicht zu verspätet eingegangenen oder zurückge-



wiesenen Wahlbriefen gehören (§ 70 Absatz 1 LWO). Wählerver-



zeichnisse, Wahlscheinverzeichnisse, Verzeichnisse nach § 20 Absatz 10 



Satz 2 und § 21 Absatz 1 LWO, Formblätter mit Unterstützungs-



unterschriften für Wahlvorschläge, Wahlscheinanträge, Wahlscheine 



sowie verspätet eingegangene und zurückgewiesene Wahlbriefe sind 



nach Ablauf von sechs Monaten seit der Wahl zu vernichten, sofern die 



Landeswahlleiterin mit Rücksicht auf ein schwebendes Wahlprüfungsver-



fahren nicht etwas anderes anordnet oder sie für die Strafverfolgungs-



behörde zur Ermittlung einer Wahlstraftat von Bedeutung sein können 



(§ 70 Absatz 2 LWO). Die in § 70 Absatz 3 LWO genannten Wahlunter-



lagen können 60 Tage vor der nächsten Landtagswahl vernichtet werden, 



sofern die Landeswahlleiterin nicht zulässt, dass die Unterlagen schon 



früher vernichtet werden können. Zu den übrigen Wahlunterlagen gehören 



auch Hilfsmittel (z. B. zu Kontrollzwecken erstellte Listen und ähnliches), 



aus denen Rückschlüsse auf die Beteiligung einzelner Wahlberechtigter 



an der Wahl (z. B. Unterstützung von Wahlvorschlägen) möglich sind. Bei 



der Vernichtung von Wahlunterlagen sollten ebenfalls zwei Personen 



anwesend sein und eine Niederschrift mit Angabe der Unterlagen gefertigt 



werden. 



 



 Werden für die Landtagswahl und eine gleichzeitig stattfindende Bürger-



meisterwahl bzw. einen Bürgerentscheid gemeinsame Wählerver-



zeichnisse, Wahlscheinverzeichnisse und Verzeichnisse nach § 20 Absatz 



10 LWO und § 11 Absatz 11 KomWO geführt, richtet sich die Vernichtung 



dieser Wahlunterlagen nach § 70 Absatz 2 LWO. 
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15.4 Zehrgeld 



 



 Das Zehrgeld für die Mitglieder der Wahlorgane beträgt nach geltendem 



Recht 21 Euro (§ 9 Absatz 2 LWO). Wird auf Grund der Satzung über die 



Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit oder durch 



Gemeinderatsbeschluss eine höhere Entschädigung gewährt, können bei 



der Wahlkostenerstattung lediglich 21 Euro anerkannt werden (s. Nummer 



V.). 



 



16. Weitere Hinweise 



 



16.1 Fristen und Termine 



 



 Die wahlrechtlich vorgesehenen Fristen und Termine verlängern oder 



ändern sich nicht dadurch, dass sie auf ein Wochenende oder einen 



gesetzlichen Feiertag fallen (§ 59 Absatz 1 LWG). 



 Die ordnungsgemäße Aufgabenerledigung muss auch gewährleistet sein, 



soweit die vorgeschriebenen Fristen außerhalb der allgemeinen Dienst-



stunden liegen. Dies gilt beispielsweise für die Einreichung von Wahlvor-



schlägen (§ 26 Absatz 1 LWG) und die Ausgabe von Wahlscheinen am 



Freitag vor der Wahl bis 18:00 Uhr, am Samstag vor der Wahl bis 



12:00  Uhr und am Wahltag bis 15:00 Uhr (§ 19 Absatz 2, § 20 Absatz 12 



LWO). 



 



16.2 Schriftform 



 



 Soweit Erklärungen persönlich und handschriftlich unterzeichnet und bei 



der zuständigen Stelle im Original eingereicht werden müssen, ist eine 



Übermittlung durch Telefax, Fernschreiben, Telegramm oder durch 



sonstige elektronische Übermittlung (z. B. durch E-Mail, SMS,…) nicht 



ausreichend (§ 59 Absatz 2 LWG). Der Eingang von in dieser Form 



eingereichten Unterlagen wahrt vorgeschriebene Fristen nicht, es sei 



denn, durch Rechtsvorschrift (§ 19 Absatz 1 Satz 2, § 26 Absatz 1 Satz 3 



LWO) ist ausdrücklich etwas anderes bestimmt. 



 



16.3 Beflaggung 



 



 Der Tag der Wahl zum Landtag ist regelmäßiger allgemeiner Beflaggungs-



tag nach der Verwaltungsvorschrift des Staatsministeriums zur Beflaggung 
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der Dienstgebäude vom 23. August 2011 (GABl. S. 526, verlängert durch 



Verwaltungsvorschrift GABl. 2018, S. 402). 



 Das Innenministerium empfiehlt, am Wahltag kommunale Dienstgebäude 



und sonstige Gebäude, in denen sich Wahlräume befinden oder in denen 



das Briefwahlergebnis ermittelt wird, während der Dauer der Wahlhandlung 



und der Ermittlung des Wahlergebnisses entsprechend der Verwaltungsvor-



schrift zu beflaggen. 



 



16.4 Repräsentative Wahlstatistik 



 Auf der Grundlage von § 60 LWG wird auch unter Einbeziehung von Brief-



wahlstimmen eine repräsentative Wahlstatistik durchgeführt. Dazu ergehen 



Hinweise der Landeswahlleiterin beziehungsweise des Statistischen Lan-



desamts. 



 



IV. Erfahrungsberichte 



 



 Die Gemeinden werden gebeten, dem Kreiswahlleiter bis spätestens 



14. Mai 2021 über besonders hervorzuhebende Erfahrungen bei der Land-



tagswahl zu berichten. Die Kreiswahlleiter werden gebeten, eine Zusam-



menfassung der Berichte, gegebenenfalls ergänzt um eigene Erfahrungen 



spätestens bis 13. August 2021 den Regierungspräsidien zuzuleiten. Die 



Regierungspräsidien werden gebeten, die Berichte der Kreiswahlleiter zu-



sammenzufassen und das Ergebnis dem Innenministerium bis spätestens 



30. September 2021 mitzuteilen. 



 Die Erfahrungsberichte werden u. a. für Rechtsänderungen und künftige 



Wahlen ausgewertet.  



 



V. Wahlkostenersatz bei der Landtagswahl 



 



 Nach § 56 LWG werden den Landkreisen und Gemeinden die durch die 



Vorbereitung und Durchführung der Landtagswahl einschließlich der Über-



mittlung des Wahlergebnisses entstandenen Kosten vom Land unter Aus-



schluss der laufenden Ausgaben persönlicher und sachlicher Art erstattet. 



Für die Inanspruchnahme von Räumen in Anstalten und Gebäuden der 



Landkreise und Gemeinden wird keine Vergütung gewährt. 



 Es ist beabsichtigt, die erstattungsfähigen Beträge anhand der auf 



repräsentativer Basis erhobenen Kosten der Bundestagswahl 2017 zu 



ermitteln. Die Erstattungsbeträge werden im Einvernehmen mit dem 



Finanzministerium und im Benehmen mit den kommunalen Landesver-
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bänden festgesetzt. Die Auszahlung der endgültigen Erstattungsbeträge 



soll zeitnah zur Landtagswahl erfolgen. Auf eine Leistung von Abschlags-



zahlungen soll deshalb wie bei der letzten Landtagswahl verzichtet 



werden. 



 



VI. Verwendung männlicher und weiblicher Personenbezeichnungen 



 



Diese Hinweise beziehen sich auf weibliche, männliche und diversge-



schlechtliche Personen gleichermaßen. Um die Lesbarkeit zu erleichtern, 



wurde grundsätzlich die in den zitierten Rechtsvorschriften verwendete 



männliche Form der Personenbezeichnungen gewählt. 



 



 












(siehe 6.3.3)


·         Grundlegendes zu Wahlscheinen, zum Datenschutz und zur Wahlhandlung


·         Unterstützungsunterschriften (siehe 8.2 ff.) – nach unserem Wissensstand sind bereits
Parteien damit beschäftigt, Unterstützungsunterschriften
zu sammeln.
Im Zusammenhang mit der Ableistung von Unterstützungsunterschriften möchte ich Sie
zusätzlich zu den in den gemeinsamen Hinweisen aufgeführten
Punkten um eine sorgfältige Prüfung bei der Bescheinigung des Wahlrechts bitten. Bitte
achten Sie insbesondere auf die folgenden Punkte:


-       Außer den Personalien muss auch das Datum der Unterschrift angegeben sein.
Dies ist insbesondere deshalb von Bedeutung, da das
Wahlrecht bereits zum Zeitpunkt der Unterzeichnung vorliegen muss (vgl. S. 25
gemeinsame Hinweise mit weiteren Details).


-       Es muss geprüft werden, ob sich der in dem Formblatt aufgeführte
Wahlvorschlag auf den Wahlkreis bezieht, in dem der Unterzeichner
bzw. die Unterzeichnerin wahlberechtigt ist. Zur Art und Weise, wie dies
sichergestellt werden kann und welche Vorgehensweise unzulässig ist
verweise ich auf die gemeinsamen Hinweise, S. 26.


-       Bitte denken Sie daran, den Kreiswahlleiter (Geschäftsstelle des Kreiswahlleiters
à meine Person) zu unterrichten, wenn jemand mehrere
Unterstützungsunterschriften geleistet hat.


-       Die Wahlrechtsbescheinigungen sind kostenlos zu erstellen, ebenso die
Bescheinigung der Wählbarkeit (Nachweis passives Wahlrecht).


-       Gruppenauskünfte an Wahlvorschlagsträger nach § 50 BMG – Empfehlung der
Landeswahlleitung, den Hinweis auf das Widerspruchsrecht
(jährliche ortsübliche Bekanntmachung) explizit im Vorfeld der Wahl
vorzunehmen.


 
Ebenfalls dieser E-Mail beigefügt sind im Vorgriff auf den Wahltag eine Handreichung zur
Wahlbeobachtung sowie eine E-Mail, die Sie voraussichtlich bereits
im Mai erhalten haben.
 
Bei Fragen zur Landtagswahl stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.
 
Mit freundlichen Grüßen
Svenja Reim
Organisation und Wahlen
 
***************************************
Landratsamt Göppingen
Hauptamt
Lorcher Straße 6
73033 Göppingen
Telefon: 07161 202-1131
Fax: 07161 202-1099
E-Mail: s.reim@lkgp.de   
 
Wichtige dienstliche Mitteilungen senden Sie bitte an das Amtspostfach hauptamt@lkgp.de
Unsere aktuellen Öffnungszeiten finden Sie unter www.lkgp.de/oeffnungszeiten  
Schauen Sie gerne online unter www.lkgp.de vorbei.
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